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A Räumlicher und rechtlicher Umfang der Planfeststellung, Bestandteile und 

Anlagen des festgestellten Planes

I. Rechtlicher Umfang der Planfeststellung

Für den Ausbau der L 545 zwischen Steinfeld und Bienwaldmühle wird der Plan gemäß §§ 5

und 6 LStrG i.V.m. den §§ 1 - 7 LVwVfG und i.V.m. §§ 72 ff. VwVfG mit den Änderungen und

Ergänzungen festgestellt, die sich aus den Bestimmungen und Auflagen in den Kapiteln B und

C dieses Beschlusses und den ergänzenden Planunterlagen in den Unterlagen ergeben.

II. Räumlicher Umfang der Planfeststellung

Der Planfeststellungsbereich erstreckt sich auf die Gemarkungen Steinfeld, Kapsweyer, Bien-

wald und Hochstadt.

Er umfasst den Ausbau der L 545 zwischen Steinfeld und Bienwaldmühle durch den Bau eines

Rad- und Gehweges von Bau-km ca. 0-010,00 bis Bau-km ca. 5+777,00.

Mit eingeschlossen in die Planfeststellung ist insbesondere

¶ der Bau eines 2,5 m breiten Rad- und Gehweges auf einer Länge von etwa 5,77 km,

¶ die Anpassung des vorhandenen Entwässerungssystems,

¶ die Anpassung der einmündenden Wirtschaftswege und Zufahrten sowie

¶ die Herstellung landschaftspflegerischer Maßnahmen

gemäß den Darstellungen in den festgestellten Planunterlagen.

III. Fragen der Widmung, Einziehung, Umstufung

Die mit der Durchführung der Baumaßnahme neu entstehenden Straßenteilflächen der L 545

gelten gemäß § 36 Abs. 5 LStrG mit der Verkehrsübergabe als Landstraße gewidmet.

Sofern im Zuge dieser Baumaßnahme derzeitige Straßenteile der L 545 künftig dem Verkehr

auf Dauer entzogen werden, gelten diese gemäß § 37 Abs. 5 LStrG mit der Sperrung als ein-

gezogen.

IV. Wasserrechtliche Regelungen

Die Planfeststellung erfasst im Einvernehmen mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd

als oberer Wasserbehörde nach § 68 WHG auch die der Planfeststellung unterliegenden was-

serbaulichen Maßnahme wie die Verlegung eines Grabens bei ca. Bau-km 5+040 entsprechend

der Darstellungen in den festgestellten Planunterlagen.
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Dem Land Rheinland-Pfalz -Landesstraßenverwaltung- wird gemäß §§ 8, 9, 10, 12, 13 und 19

WHG i.V.m. den Vorschriften des LWG im Einvernehmen mit der SGD Süd die unbefristete

Erlaubnis erteilt, das anfallende Oberflächenwasser des geplanten Rad- und Gehweges über

Straßennebenflächen zur Versickerung zu bringen.

V. Feststellungen zur UVP-Pflichtigkeit des Vorhabens

Da es sich bei dem vorliegenden Verfahren um den Ausbau einer Landesstraße handelt, unter-

liegt es gemäß § 5 Abs. 6 LStrG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 und § 4 des Landesgesetzes über

die Umweltverträglichkeitsprüfung in der bis zum 18.04.2018 geltenden Fassung (im Folgenden

LUVPG/alt) und der dortigen Anlage 1 den Bestimmungen des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung (UVP-Gesetz) in der bis zum 28.07.2017 geltenden Fassung (im Folgenden

UVPG/alt). Die Planfeststellungsbehörde stellt fest, dass das Straßenbauvorhaben entspre-

chend den v. g. Bestimmungen uvp-pflichtig ist. Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprü-

fung wurden in die Planfeststellung einbezogen. Sie sind in der zusammenfassenden Darstel-

lung nach § 11 UVPG/alt erläutert.

VI. Ausnahmeerteilung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67
BNatSchG

Dem Land Rheinland-Pfalz wird vorsorglich gem. § 45 Abs. 7 S. 1 Nrn. 4 und 5 und S. 2

BNatSchG eine Ausnahme sowie höchst vorsorglich nach § 67 BNatSchG eine Befreiung von

den Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG für folgende, in Anhang IV der FFH-Richt-

linie aufgeführten Arten sowie nach Art. 1 der VS-Richtlinie geschützten Vogelarten erteilt:

Arten gem. Anhang IV der FFH-RL:

Haselmaus, Wildkatze, Bechtsteinfledermaus, Braunes Langohr, Fransenfledermaus, Graues

Langohr, Großer Abendsegler, Große Bartfledermaus, Großes Mausohr, Kleiner Abendsegler,

Kleiner Bartfledermaus, Rauhautfledermaus, Wasserfledermaus, Wimperfledermaus, Zwergfle-

dermaus, Springfrosch, Dunkler Wiesenknopf-Ameisenbläuling, Kleine Flussmuschel

Arten nach Art. 1 der VS-RL:

Amsel, Bachstelze, Bekassine, Blässhuhn, Blaumeise, Bluthänfling, Buchfink, Buntspecht,

Dorngrasmücke, Eichelhäher, Eisvogel, Elster, Fasan, Feldlerche, Feldschwirl, Feldsperling,

Fichtenkreuzschnabel, Fitis, Gartenbaumläufer, Gartengrasmücke, Gartenrotschwanz,

Gelbspötter, Gimpel, Girlitz, Goldammer, Grauammer, Grauschnäpper, Grauspecht, Grünfink,

Grünspecht, Haubenmeise, Heckenbraunelle, Hohltaube, Kanadagans, Kernbeißer, Kiebitz,

Kleiber, Kleinspecht, Kohlmeise, Kuckuck, Mäusebussard, Misteldrossel, Mittelspecht, Mönchs-

grasmücke, Nachtigall, Neuntöter, Pirol, Rabenkrähe, Ringeltaube, Rohrammer, Rotkehlchen,

Schafstelze, Schwanzmeise, Schwarzkehlchen, Schwarzmilan, Schwarzspecht, Singdrossel,

Sommergoldhähnchen, Star, Stieglitz, Stockente, Sumpfmeise, Sumpfrohrsänger, Tannen-
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meise, Teichhuhn, Trauerschnäpper, Turmfalke, Turteltaube, Wacholderdrossel, Waldbaum-

läufer, Waldkauz, Waldlaubsänger, Waldohreule, Waldschnepfe, Wasserralle, Wendehals,

Wespenbussard, Wiesenpieper, Wintergoldhähnchen, Zaunkönig, Ziegenmelker, Zilpzalp

VII. Genehmigung nach der Rechtsverordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Bi-
enwald“

Dem Land Rheinland-Pfalz wird für die Durchführung der Straßenbaumaßnahme inklusive der

landschaftspflegerischen Maßnahmen die Genehmigung gemäß § 4 Abs. 3 i.V.m. § 4 Abs. 1

der Rechtsverordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Bienwald“ vom 23. November 1987

erteilt.

VIII. Gesetzlich geschützte Biotope - Ausnahmeerteilung nach § 30 Abs. 3 BNatSchG
und Befreiung nach § 67 Abs. 1 BNatSchG

Da vorhabenbedingt Eingriffe in gesetzlich geschützte Biotope nicht gänzlich vermieden werden

können, wird dem Land Rheinland-Pfalz (Landesstraßenverwaltung) gem. § 30 Abs. 3

BNatSchG eine Ausnahmegenehmigung, sowie vorsorglich gem. § 67 Abs. 1, Satz 1, Nr. 1

BNatSchG eine Befreiung von den Verboten gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG für das geplante

Straßenbauvorhaben erteilt. Die Eingriffe werden nach Maßgabe der naturschutzfachlichen

Planunterlagen adäquat kompensiert.

IX. Entscheidung über Anträge im Planfeststellungsverfahren

Anträge betreffend Inhalt und Umfang der Verfahrensunterlagen, auf Durchführung weiterer Er-

mittlungen und Einholung oder Hinzuziehung zusätzlicher Gutachten sowie gegen die Art und

Weise der Durchführung des Planfeststellungsverfahrens und insbesondere des Anhörungs-

verfahrens werden zurückgewiesen, so weit über sie nicht bereits im laufenden Verfahren ent-

schieden wurde oder ihnen in dem vorliegenden Planfeststellungsbeschluss nach Maßgabe der

nachfolgenden Regelungen nicht entsprochen wird.

Im Übrigen werden die Sachanträge sowie die Einwendungen und Forderungen auf Unterlas-

sung des Vorhabens, auf Planänderung und/oder -ergänzung zurückgewiesen, soweit ihnen

nicht durch Planänderungen, Planergänzungen oder durch Auflagen Rechnung getragen wurde

oder soweit sie sich im Laufe des Planfeststellungsverfahrens nicht auf andere Weise erledigt

haben.

X. Festgestellte Planunterlagen

Der festgestellte Plan für die straßenbaulichen und wasserwirtschaftlichen Maßnahmen besteht

aus folgenden, mit Feststellungsstempel und Dienstsiegel versehenen Unterlagen:
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1. Erläuterungsbericht, Anlage 1, bestehend aus den Seiten 1 bis 21 und dem Anhang (13

Seiten), aufgestellt am 15. Dezember 2011

2. Ausbauquerschnitt, Anlage 6, Blatt Nr. 1, M.: 1:25, aufgestellt am 15. Dezember 2011

3. Lageplan 1, Anlage 7, Blatt Nr. 1, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

4. Lageplan 2, Anlage 7, Blatt Nr. 2, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

5. Lageplan 3, Anlage 7, Blatt Nr. 3, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

6. Lageplan 4, Anlage 7, Blatt Nr. 4, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

7. Lageplan 5, Anlage 7, Blatt Nr. 5, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

8. Lageplan 6, Anlage 7, Blatt Nr. 6, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

9. Lageplan 7, Anlage 7, Blatt Nr. 7, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

10. Lageplan 8, Anlage 7, Blatt Nr. 8, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

11. Lageplan 9, Anlage 7, Blatt Nr. 9, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

12. Lageplan 10, Anlage 7, Blatt Nr. 10, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

13. Lageplan 11, Anlage 7, Blatt Nr. 11, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

14. Lageplan 12, Anlage 7, Blatt Nr. 11, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

15. Lageplan 13, Anlage 7, Blatt Nr. 11, M.:1:500, aufgestellt am 15. Dezember 2011

16. Höhenplan 1, Anlage 8, Blatt Nr. 1, M.: 1:500/50, aufgestellt am 15. Dezember 2011

17. Bauwerksverzeichnis, Anlage 10, bestehend aus den Blättern 1 bis 11, aufgestellt am

15. Dezember 2011

18. Landschaftspflegerischer Begleitplan, Anlage 12.0, bestehend aus den Seiten 1 bis 78,

aufgestellt im Oktober 2011

19. Landschaftspflegerischer Begleitplan -Anpassung und Ergänzung-, Anlage 12.0, beste-

hend aus den Seiten 1 bis 56, aufgestellt im Juli 2017

20. Übersicht Ersatzmaßnahmen, Anlage 12.2, Blatt Nr. 1/1, M.: 1:1.000, aufgestellt am 15.

Dezember 2011

21. Grunderwerbsplan 1, Anlage 14.1, Blatt Nr. 1, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

22. Grunderwerbsplan 2, Anlage 14.1, Blatt Nr. 2, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

23. Grunderwerbsplan 3, Anlage 14.1, Blatt Nr. 3, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

24. Grunderwerbsplan 4, Anlage 14.1, Blatt Nr. 4, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011
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25. Grunderwerbsplan 5, Anlage 14.1, Blatt Nr. 5, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

26. Grunderwerbsplan 6, Anlage 14.1, Blatt Nr. 6, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

27. Grunderwerbsplan 7, Anlage 14.1, Blatt Nr. 7, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

28. Grunderwerbsplan 8, Anlage 14.1, Blatt Nr. 8, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

29. Grunderwerbsplan 9, Anlage 14.1, Blatt Nr. 9, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

30. Grunderwerbsplan 10, Anlage 14.1, Blatt Nr. 10, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

31. Grunderwerbsplan 11, Anlage 14.1, Blatt Nr. 11, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

32. Grunderwerbsplan 12, Anlage 14.1, Blatt Nr. 11, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

33. Grunderwerbsplan 13, Anlage 14.1, Blatt Nr. 11, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

34. Grunderwerbsplan 14, Anlage 14.1, Blatt Nr. 11, M.: 1:500, aufgestellt am 15. Dezember

2011

XI. Anlagen des Planfeststellungsbeschlusses

Anlagen des Planfeststellungsbeschlusses sind ferner die nachstehend aufgeführten Unterla-

gen:

1. Übersichtskarte, Anlage 2, Blatt Nr. 1, M.: 1:25.000, aufgestellt am 15. Dezember 2011

2. Bestands- und Konfliktplan, Anlage 12.1, Legende, aufgestellt am 15. Dezember 2011

3. Bestands- und Konfliktplan, Anlage 12.1, Blatt Nr. 1+2/13, M.: 1:1.000, aufgestellt am

15. Dezember 2011

4. Bestands- und Konfliktplan, Anlage 12.1, Blatt Nr. 3+4/13, M.: 1:1.000, aufgestellt am

15. Dezember 2011

5. Bestands- und Konfliktplan, Anlage 12.1, Blatt Nr. 5+6/13, M.: 1:1.000, aufgestellt am

15. Dezember 2011

6. Bestands- und Konfliktplan, Anlage 12.1, Blatt Nr. 7+8/13, M.: 1:1.000, aufgestellt am

15. Dezember 2011
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7. Bestands- und Konfliktplan, Anlage 12.1, Blatt Nr. 9+10/13, M.: 1:1.000, aufgestellt am

15. Dezember 2011

8. Bestands- und Konfliktplan, Anlage 12.1, Blatt Nr. 11+12/13, M.: 1:1.000, aufgestellt am

15. Dezember 2011

9. Bestands- und Konfliktplan, Anlage 12.1, Blatt Nr. 13/13, M.: 1:1.000, aufgestellt am 15.

Dezember 2011

10. Fachbeitrag Artenschutz, Anlage 12.3, bestehend aus den Seiten 1 bis 140, aufgestellt

im Oktober 2011

11. Verträglichkeitsprüfung für das FFH-Gebiet „Bienwaldschwemmfächer“, Anlage 12.4,

bestehend aus den Seiten 1 bis 51 und dem Anhang 1 (Übersichtskarte, M.: 1:50.000),

dem Anhang 2 (Lebensraumtypen und Arten, bestehend aus Legende sowie Blatt Nrn.

1 bis 13, M.: 1:1.000) und dem Anhang 3 (Maßnahmen zur Schadensbegrenzung, be-

stehend aus Legende sowie Blatt Nrn. 1 bis 13, M.: 1:1.000), aufgestellt im Oktober 2011

bzw. am 15. Dezember 2011

12. Verträglichkeitsprüfung für das VS-Gebiet „Bienwald und Viehstrichwiesen“, Anlage

12.5, bestehend aus den Seiten 1 bis 30 und dem Anhang 1 (Übersichtskarte, M.:

1:50.000) sowie dem Anhang 2 (Lebensraumtypen und Arten und Maßnahmen zur

Schadensbegrenzung, bestehend aus Legende sowie Blatt Nrn. 1 bis 13, M.: 1:1.000),

aufgestellt im Oktober 2011 bzw. am 15. Dezember 2011

13. Grunderwerbsverzeichnis, Anlage 14.2, bestehend aus den Seiten 1 bis 16, aufgestellt

im Juli 2017

XII. Nachrichtlichen Anlage des Planfeststellungsbeschlusses

Nachrichtliche Anlage des Planfeststellungsbeschlusses ist das Grunderwerbsverzeichnis, An-

lage 14.2, bestehend aus den Seiten 1 bis 13, aufgestellt am 15. Dezember 2011.

XIII. Deckblattplanung

Soweit die in Kapitel A, Nrn. X. und XI. mit Aufstellungsdatum 2011 genannten Planunterlagen

gegenteilige Angaben gegenüber den festgestellten Planunterlagen mit Aufstellungsdatum

2017 enthalten, sind diese überholt. Es gelten die Angaben bzw. Darstellungen in den festge-

stellten Deckblattplanunterlagen.
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B Allgemeine Bestimmungen und Auflagen

1. Dieser Planfeststellungsbeschluss regelt rechtsgestaltend alle öffentlich-rechtlichen Be-

ziehungen zwischen dem Träger der Straßenbaulast und den durch den Plan Betroffe-

nen.

Neben der Planfeststellung sind andere behördliche Entscheidungen, insbesondere öf-

fentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustim-

mungen und Planfeststellungen nicht erforderlich.

Eine Ausnahme stellt die wasserrechtliche Erlaubnis bzw. Bewilligung dar, die nicht der

Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses unterliegt, sondern als recht-

lich selbständiges Element neben die Planfeststellung tritt, auch wenn diese Entschei-

dung im Rahmen dieser Planfeststellungsentscheidung mit erteilt wird.

2. Wird mit der Durchführung des Planes nicht innerhalb von fünf Jahren nach Eintritt der

Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt der Plan außer Kraft, es sei denn, er wird vorher von

der Planfeststellungsbehörde um höchstens fünf Jahre verlängert.

3. Eingeschlossen in diese Planfeststellung sind die mit der Baumaßnahme verbundenen

notwendigen Änderungen, Verlegungen und Wiederanpassungsmaßnahmen an vor-

handenen Straßen und Wegen.

4. Soweit Wirtschaftswege neu angelegt, verlegt oder geändert werden müssen, richten

sich ihre Breite und Befestigungsart nach dem vorhandenen Wegenetz in der jeweils

betroffenen Gemarkung unter Berücksichtigung der Art und Stärke des durch die Stra-

ßenbaumaßnahme bedingten zusätzlichen Verkehrs und der örtlichen Steigungsverhält-

nisse. Sollen darüber hinaus Wege breiter angelegt oder besser befestigt werden, so

sind die damit verbundenen Mehrkosten von demjenigen zu tragen, der diese Verbes-

serungen fordert.

Im Übrigen sind die vom Bundesminister für Verkehr am 29. August 2003 - S

28/38.34.00/4 BM 02 - herausgegebenen "Grundsätze für die Gestaltung ländlicher

Wege bei Baumaßnahmen an Bundesfernstraßen" maßgebend. Diese Grundsätze wur-

den in Rheinland-Pfalz mit Schreiben des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Land-

wirtschaft und Weinbau vom 1.10.2003, Az.: 8708-10.1-3281/03 auch für den Bereich

der Landes- und Kreisstraßen verbindlich eingeführt. Des Weiteren wurden mit Schrei-

ben des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-

Pfalz vom 07.10.2003, Az.: 8604-6-810 die „Ergänzenden Grundsätze für die Gestaltung

und Nutzung ländlicher Wege“, Stand September 2003, herausgegeben von der Bund-

Länder-Arbeitsgemeinschaft ArgeLandentwicklung, eingeführt. Die beiden v. g. Grunds-

ätze für den ländlichen Wegebau sind bei der Planung, Förderung und Ausführung länd-

licher Wege innerhalb und außerhalb der Ländlichen Bodenordnung, auch als Folge-

maßnahmen beim Bau öffentlicher Straßen, zu beachten.
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5. Für die Eintragung der wasserrechtlichen Tatbestände in das Wasserbuch sind die ent-

sprechenden Eintragungen in den durch diesen Beschluss festgestellten Unterlagen und

die Bestimmungen dieses Beschlusses maßgebend.

Der für das Wasserbuch zuständigen Behörde (Struktur- und Genehmigungsdirektion

Süd) ist eine beglaubigte Ausfertigung der festgestellten Unterlagen für die Wasserbuch-

akten zur Verfügung zu stellen.

6. Die notwendigen Auflagen, die sich aus der fachtechnischen Überprüfung der geplanten

wasserwirtschaftlichen Maßnahmen ergeben, sind bei der Bauausführung zu berück-

sichtigen.

Die Bauausführung erfolgt im Benehmen mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion

Süd.

7. Änderungen und Verlegungen von Versorgungsleitungen und sonstigen Leitungen so-

wie deren Kostentragung richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen bzw. nach

den zwischen den Beteiligten bestehenden Verträgen. Den Eigentümern der vorgenann-

ten Leitungen ist der Baubeginn rechtzeitig mitzuteilen.

8. Die mit der Straßenbaumaßnahme verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft sind

auf Kosten des Straßenbaulastträgers nach Maßgabe des Fachbeitrages Naturschutz

sowie der Fachgutachten zu vermeiden, auszugleichen bzw. zu ersetzen. Der Fachbei-

trag Naturschutz ist Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen (vgl. hierzu Kapitel A

Nrn. X.1, X.18 bis X.20, XI.2 bis XI.12).

Die planfestgestellten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsrege-

lung gem. § 6 LNatSchG/ § 14 BNatSchG sind mit Beginn des jeweiligen Eingriffs, spä-

testens jedoch 3 Jahre nach dem Eingriffsbeginn herzustellen. Ein Eingriff ist in diesem

Sinne begonnen, sobald mit der Veränderung der Gestalt oder Nutzfläche der Fläche,

insbesondere durch Einrichten einer Baustelle oder Herrichten von Flächen für den je-

weiligen Eingriff, begonnen wurde. Die Maßnahmen zur Herstellung und Erreichung der

mit den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen jeweils verfolgten Entwicklungszielen sind

unter Berücksichtigung der fachgesetzlich gebotenen Vorgaben durchzuführen.

Die planfestgestellten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind nach Maßgabe der in

den Planunterlagen beschriebenen Regelungen entsprechend ihrer jeweiligen natur-

schutzfachlichen Kompensationsfunktion dauerhaft, d. h. so lange der Eingriff fortwirkt,

rechtlich zu sichern und zu unterhalten. Evt. zukünftige Eingriffe in diese Maßnahmen

sind zulässig, soweit hierbei sichergestellt ist, dass die den Maßnahmen zugedachte

naturschutzfachliche Funktion weiterhin gewahrt wird.

Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung gem. § 6

LNatSchG/ § 14 BNatSchG und die dafür in Anspruch genommenen Flächen sind in

einem digitalen Kompensationsverzeichnis zu erfassen (§ 17 Abs. 6 BNatSchG). Das

Kompensationsverzeichnis wird von der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord als
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Obere Naturschutzbehörde technisch betrieben. Die Eintragungen in das Kompensati-

onsverzeichnis nimmt die am Planfeststellungsverfahren beteiligte Obere Naturschutz-

behörde vor. Die zuständige Straßenbaubehörde hat nach Erlass dieses Planfeststel-

lungsbeschlusses umgehend auf eine Eintragung in das Kompensationsverzeichnis hin-

zuwirken und der Eintragungsstelle die erforderlichen Angaben entsprechend den An-

forderungen des § 4 LKompVzVO vom 12.06.2018 sowie unter Beachtung der elektro-

nischen Vorgaben zu übermitteln. Nähere Informationen zum EDV-System KSP

(KomOn Service Portal) zur Erfassung der Eingriffs- und Kompensationsflächen sowie

zur Registrierung sind unter https://mueef.rlp.de/de/themen/naturschutz/eingriff-und-

kompensation/ksp zu finden. Änderungen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen hat

die zuständige Straßenbaudienststelle der Eintragungsstelle mitzuteilen, damit eine ent-

sprechende Änderung der Eintragung im Kompensationsverzeichnis erfolgen kann.

Der Straßenbaulastträger hat nach Abschluss der Baumaßnahme der Planfeststellungs-

behörde einen Bericht bezüglich der vollständigen Herstellung aller landespflegerischen

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der artenschutzrechtlichen CEF- und

FCS-Maßnahmen sowie der evt. durchzuführenden habitatschutzrechtlichen Kohärenz-

sicherungsmaßnahmen und das Erreichen der jeweiligen Entwicklungsziele vorzulegen.

Ergänzend wird auf die nachfolgende Auflagenregelung Nr. 13 verwiesen.

9. Vorhandene Zufahrten und Zugänge der Anliegergrundstücke sind bei Vorliegen der

straßengesetzlichen Voraussetzungen der durch die Straßenbaumaßnahme bedingten

veränderten Situation anzupassen. Die entsprechenden Maßnahmen sind im Beneh-

men mit den Grundstückseigentümern festzulegen.

Die „Richtlinien für die Benutzung der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes“

(Nutzungsrichtlinien) - ARS Nr. 3/2014 vom 04.02.2014, VkBl. Nr. 5/2014, S. 214 sowie

das Schreiben des ISIM vom 28.03.2014, Az.: 48500-379, sind zu beachten. Das ISIM

hat mit vorgenanntem Schreiben die Nutzungsrichtlinien eingeführt und gleichzeitig ihre

Anwendung für die Landes- und Kreisstraßen angeordnet, soweit die Vorschriften des

LStrG nicht entgegenstehen.

10. Soweit durch Planergänzungen größere Geländeinanspruchnahmen notwendig werden,

als es die festgestellten Grunderwerbspläne ausweisen, oder soweit Rechte Dritter in

sonstiger Weise über den festgestellten Plan hinaus berührt werden, ist vor Baubeginn

die Zustimmung der neu oder stärker Betroffenen herbeizuführen. Eine ergänzende Ent-

scheidung der Planfeststellungsbehörde bleibt vorbehalten.

11. Über bürgerlich-rechtliche Ansprüche (Entschädigungsforderungen) kann im Planfest-

stellungsbeschluss nicht entschieden werden, da hier entsprechend den straßengesetz-

lichen Vorschriften nur öffentlich-rechtliche Beziehungen geregelt werden. Die Regelung

von Entschädigungsfragen erfolgt gesondert durch die Straßenbaudienststellen (oder -

falls keine Einigung erzielt werden kann - durch die Enteignungsbehörde). Zu der Ent-

schädigungsregelung ist zu bemerken, dass die durch die Baumaßnahme Betroffenen

für die Inanspruchnahme ihrer Grundstücke und Gebäude nach den Grundsätzen des

https://mueef.rlp.de/de/themen/naturschutz/eingriff-und-kompensation/ksp
https://mueef.rlp.de/de/themen/naturschutz/eingriff-und-kompensation/ksp
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Entschädigungsrechts (Landesenteignungsgesetz) entschädigt werden, wobei neben

der Grundstücks- und Gebäudeentschädigung unter bestimmten Voraussetzungen auch

Ersatz für sonstige Vermögensnachteile (wie Wertminderung der Restgrundstücke, Ver-

lust von Aufwuchs u.a.) infrage kommt.

Der Straßenbaulastträger ist verpflichtet, Restflächen - soweit diese nicht mehr in ange-

messenem Umfang baulich oder wirtschaftlich genutzt werden können - nach den Best-

immungen des Entschädigungsrechts zu erwerben.

12. Soweit an anderen Anlagen ausgleichspflichtige Wertverbesserungen entstehen, sind

vor Baubeginn die Zustimmungen eventueller Kostenpflichtiger zum Ausgleich der Wert-

verbesserungen herbeizuführen bzw. Kostenvereinbarungen abzuschließen. Eine er-

gänzende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde bleibt vorbehalten.

13. Die zuständige Straßenbaudienststelle hat der Planfeststellungsbehörde jeweils zeitnah

den Beginn der Baudurchführung sowie die Fertigstellung der Straßenbaumaßnahme

anzuzeigen. Sie hat fernerhin der Planfeststellungsbehörde mitzuteilen, ob die Durch-

führung der Straßenbaumaßnahme (einschließlich der Herstellung der naturschutzfach-

lichen Maßnahmen) entsprechend den Feststellungen des Planfeststellungsbeschlus-

ses insbesondere auch hinsichtlich der Umweltauswirkungen des Vorhabens, erfolgt ist.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die zuständige Straßenbau-

behörde selbst die hierzu erforderlichen Überwachungsmaßnahmen durchzuführen hat.

Die Regelung in vorstehender Nr. 8 bleibt hiervon unberührt.

14. Für den Fall, dass dies aus tatsächlichen und/oder rechtlichen Gründen erforderlich wer-

den sollte, behält sich die Planfeststellungsbehörde eine ergänzende Entscheidung

nach § 74 Abs. 3 VwVfG insbesondere über die Erteilung weiterer Auflagen und/oder

Nebenbestimmungen vor. Sofern dies aus Rechtsgründen geboten sein sollte, behält

sich die Planfeststellungsbehörde ggfs. auch die Durchführung eines ergänzenden Ver-

fahrens vor.
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C Besondere Bestimmungen und Auflagen

Träger der festgestellten Baumaßnahme ist Land Rheinland-Pfalz - Landesstraßenverwaltung

- unbeschadet einer etwaigen Kostenbeteiligung Dritter.

Die Bauausführung obliegt dem Landesbetrieb Mobilität Speyer, St. Guido-Str. 17 in 67346

Speyer.

In Ergänzung der allgemeinen Bestimmungen und Auflagen in Kapitel B, Nrn. 1 bis 14 dieses

Beschlusses und ergänzend zu den im Bauwerksverzeichnis getroffenen Regelungen werden

der Ausbauunternehmerin (Land Rheinland-Pfalz) gemäß § 1 LVwVfG i.V.m. § 74 Abs. 2

VwVfG die nachstehenden Verpflichtungen auferlegt und dabei Folgendes bestimmt:

I. Leitungen

Durch die Straßenbaumaßnahme werden Änderungen bzw. Verlegungen an den Versor-

gungsleitungen der Deutschen Telekom Technik GmbH und der Pfalzwerke AG erforderlich.

Die zuständige Straßenbaudienststelle wird deshalb angewiesen, die genannten Versor-

gungsunternehmen rechtzeitig über den Beginn der Straßenbauarbeiten zu unterrichten. Die

Kostentragung für die aus Anlass der Straßenbaumaßnahme notwendig werdenden Leitungs-

arbeiten richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen bzw. nach den bestehenden ver-

traglichen Abmachungen.

zu Pfalzwerke AG:

Hinsichtlich der Neuanpflanzung von Bäumen im Nahbereich der 20-kV-Starkstromkabellei-

tung (Pos. 127-00) ist Folgendes einzuhalten:

Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich unterirdisch vor-

handener Kabelleitungen soll ein Mindestabstand von 2,50 m (horizontaler Abstand

Stammachse - Außenseite der Kabelleitung) eingehalten werden. Kann dieser zur Gewähr-

leistung der Betriebssicherheit der Kabelleitung erforderliche Abstand nicht eingehalten wer-

den, so sind in Abstimmung mit der Pfalzwerke AG geeignete Maßnahmen zum Schutz der

Kabelleitung (z.B. Einbau von Trennwänden aus Kunststoff) vorzunehmen (Ansprechpartner:

Netzservice Ortsnetze, Netzteam Kandel, Landauer Straße 28 in 76870 Kandel).

II. Naturschutz

In naturschutzfachlicher Hinsicht hat der Straßenbaulastträger im Zuge der Bauausführung

folgendes zu beachten:
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1. Die Bauarbeiten sowie die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen sind von ökolo-

gisch geschultem Fachpersonal zu begleiten (Umweltbaubegleitung). Der hierfür verant-

wortliche Ansprechpartner ist der Zulassungsbehörde und der Oberen Naturschutzbe-

hörde rechtzeitig vor Baubeginn zu benennen. Die sach-und fachgerechte Durchführung

der Vermeidungs-, Minimierungs-, und Kompensationsmaßnahmen ist durch die Um-

weltbaubegleitung zu gewährleisten.

Nach Abschluss der Bauarbeiten ist durch die Umweltbaubegleitung ein entsprechender

Bericht zu erstellen und bei der Zulassungsbehörde vorzulegen. Die ordnungsgemäße

und dem Landespflegerischen Begleitplan sowie den u. g. Auflagen entsprechende Um-

setzung der Kompensationsmaßnahmen ist der Zulassungsbehörde spätestens vier

Wochen nach Abschluss der Ausführung schriftlich mitzuteilen.

2. Die Gehölzrodung sowie die Baufeldräumung (auch im Offenland) sind außerhalb der

Brutzeit und der Zeit der Brutaufzucht sowie außerhalb der Vegetationszeit durchzufüh-

ren, also im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 28. Februar. Vor Beginn der Rodung

sind die Gehölze durch eine faunistisch versierte Fachkraft (Biologe, Tierökologe) auf

eine mögliche Nutzung durch Fledermäuse zu untersuchen.

Sofern in als Quartier geeigneten Höhlen und Spalten zu diesem Zeitpunkt keine Fle-

dermäuse festgestellt werden, sind die Öffnungen umgehend zu verschließen, und zwar

so, dass (eventuell bei der Untersuchung übersehene) Tiere noch ausfliegen, aber nicht

mehr einfliegen können.

Sofern bei der Kontrolle Fledermäuse in den Quartieren festgestellt werden, ist mit dem

Verschließen abzuwarten, bis die Tiere die Quartiere verlassen haben; ggf. sind Tierret-

tungsmaßnahmen vorzusehen. Eine Rodung potenzieller Quartierbäume darf nur erfol-

gen, wenn dies zwingend notwendig ist und von einem Fachmann bestätigt wird, dass

dies zum entsprechenden Zeitpunkt aus artenschutzrechtlicher Sicht unbedenklich ist.

In diesem Fall sind in der näheren Umgebung Ersatzquartiere (Fledermauskästen) in

entsprechender Anzahl anzubringen.

3. Potentielle Habitate der Haselmaus sind vorab während der Aktivitätsphase der Hasel-

maus (ca. Mai bis September) auf Vorkommen von Haselmäusen zu untersuchen. Wer-

den Tiere festgestellt bzw. kann ein Vorkommen nicht mit Sicherheit ausgeschlossen

werden, sind in Abstimmung mit der Oberen Naturschutzbehörde geeignete Maßnah-

men zum Schutz der Tiere zu ergreifen. Die entsprechenden Gehölzflächen sind dann

Anfang Oktober unter Aufsicht der Umweltbaubegleitung zu entfernen.

4. Potentielle Eidechsenhabitate im Bereich des Baufeldes und der Baustelleneinrich-

tungsflächen sind vor Beginn der Baufeldräumung während der Aktivitätszeiten der Tiere

(ca. April bis August) durch eine ökologische Fachkraft auf das Vorkommen von Zau-

neidechsen zu kontrollieren. Werden Eidechsenvorkommen festgestellt, sind vor Bau-

beginn in Abstimmung mit der Oberen Naturschutzbehörde geeignete Maßnahmen zum

Schutz der Tiere zu ergreifen (z.B. Vergrämung, Umsiedlung).
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5. Die Ergebnisse der Untersuchungen (Fledermäuse, Haselmaus, Zauneidechse) sowie

die Durchführung ggf. erforderlicher Maßnahmen sind als Bestandteil des Berichts der

Umweltbaubegleitung zu dokumentieren.

6. Die Eingriffe in Natur und Landschaft sind auf das unbedingt notwendige Maß zu be-

schränken. Vermeidbare Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Land-

schaftsbildes sind zu unterlassen. Die in den Landschaftspflegerischen Begleitplänen,

den Fachbeiträgen Artenschutz und den Natura 2000-Verträglichkeitsprüfungen formu-

lierten Vermeidungs-, Minimierungs-, Schutz-, Schadensbegrenzungs- und Kompensa-

tionsmaßnahmen sind umfassend einzuhalten und umzusetzen.

7. Der Arbeitsraum ist auf das unbedingt notwendige Minimum zu begrenzen. Als Baune-

benflächen (Baustelleneinrichtung, Lager- und Abstellflächen) dürfen ausschließlich das

Baufeld sowie bereits befestigte Flächen genutzt werden.

Die entsprechenden Flächen sind vor Baubeginn zusammen mit der Umweltbaubeglei-

tung festzulegen. Eine Inanspruchnahme angrenzender Wiesen- oder Waldflächen, z.B.

durch Befahren, Lagerung von Boden bzw. Material oder Abstellen von Baufahrzeugen,

ist nicht zulässig. Die Arbeiten sind zur Schonung der Schutzgebietsflächen von der be-

stehenden Straße aus bzw. in Vor-Kopfbauweise auszuführen.

8. Der Schutz zu erhaltender Gehölze sowie sonstiger erhaltenswerter Vegetationsbe-

stände ist sicherzustellen. Die DIN 18 920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und

Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ sowie die RAS-LP 4 sind zu beachten, ent-

sprechende Schutzmaßnahmen sind vorzusehen. Dies gilt insbesondere für Naturdenk-

male und weitere erhaltenswerte Einzelbäume einschl. Höhlenbäumen, geschützte Bio-

topflächen sowie FFH-Lebensraumtypen.

9. Bezüglich Bodenabtrag und Oberbodenlagerung sind die Vorschriften der DIN 18 915

„Bodenarbeiten“ zu beachten. Überschüssiges Bodenmaterial ist abzufahren und ge-

mäß den abfall- und naturschutzrechtlichen Vorgaben zu verwerten bzw. entsorgen.

10. Während der Arbeiten an Fließgewässern ist dauerhaft eine ausreichende Wasserfüh-

rung zu gewährleisten. Das Sohlsubstrat ist zum Schutz potentiell vorkommender Tiere

(einschl. Entwicklungsformen) aufzunehmen und in einem anderen Gewässerabschnitt

wieder einzubauen.

11. Für die Verlängerung der Fließgewässer-Durchlässe ist ein jeweils gegenüber dem Be-

stand größerer Querschnitt zu wählen, um die Durchlässigkeit für wandernde Tierarten

zu begünstigen.

12. Auf allen durch die Baumaßnahme in Anspruch genommenen Flächen mit Bodenschä-

den (Scher- bzw. Verdichtungsschäden) sind unmittelbar im Anschluss an die Bauarbei-

ten durch geeignete Bodenbearbeitungsmaßnahmen günstige Bodenverhältnisse als

Voraussetzung für die weitere Vegetationsentwicklung herzustellen.
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13. Die Wiesen-, Saum- und Hochstaudenflächen sind umgehend nach Bauende fachge-

recht gemäß DIN 18 917 „Rasen und Saatarbeiten“ anzulegen. Hierfür ist jeweils geeig-

netes gebietsheimisches, herkunftsgesichertes Saatgut zu verwenden. Die Ansaat ist

nach Möglichkeit mittels Heudrusch-/ Heumulchverfahren bzw. Mahdgutübertragung

aus jeweils geeigneten hochwertigen und artenreichen Flächen in der Umgebung vor-

zunehmen. Ergänzend bzw. stattdessen kann Regiosaatgut verwendet werden (keine

Regelsaatgutmischung).

Die Wiesenflächen auf den Banketten und Sicherheitsstreifen sowie die Hochstauden-

fluren auf den radwegeseitigen Böschungen und den Angleichungsflächen sind extensiv

zu entwickeln und zu pflegen (ein- bis zweimalige Mahd pro Jahr, mindestens 1 x alle

drei Jahre, im Spätsommer, kein Herbizideinsatz, kein Nährstoffeintrag) sowie dauerhaft

zu erhalten. Eine abschnittsweise Pflege wäre sinnvoll. Die Saumflächen können der

natürlichen Sukzession überlassen werden.

14. Die Gehölzpflanzungen sind in der dem Ende der Bautätigkeit folgenden Pflanzzeit fach-

gerecht gemäß DIN 18 916 „Pflanzen und Pflanzarbeiten“ durchzuführen. Hierbei sind

gebietsheimische, standortgerechte Gehölze (zertifiziertes Pflanzmaterial aus regiona-

ler Herkunft) zu verwenden. Bei der Auswahl der Pflanzenarten und -qualitäten sind die

Vorgaben der Landschaftspflegerischen Begleitpläne zu beachten.

Die zu entwickelnden naturnahe Waldmäntel auf den waldseitigen Böschungen und den

Angleichungsflächen, in den Randbereiche naturferner Nadelholzforste oder standort-

fremder Laubforste können der natürlichen Sukzession überlassen bzw. in die Pflege

und Bewirtschaftung der umgebenden Waldflächen integriert werden.

Die Gehölzflächen in den offenen Streckenabschnitten sind dauerhaft gemäß DIN 18

919 „Entwicklungs- und Unterhaltungspflege von Grünflächen“ zu pflegen und zu erhal-

ten. Ausfälle sind gleichartig und gleichwertig zu ersetzen.

15. Der Verlust der Naturwaldfläche des Naturschutzgroßprojektes Bienwald ist durch Aus-

weisung der im ergänzenden Landschaftspflegerischen Planungsbeitrag benannten

Waldfläche als neue Naturwaldfläche zu kompensieren.

16. Die Kleingewässer im bewaldeten Streckenabschnitt südlich des Waldhofs sind plange-

mäß zu optimieren mit dem Ziel, die Wasserführung im jahreszeitlichen Verlauf zu ver-

längern und die Bedingungen für eine gewässerbegleitende Vegetation sowie amphibi-

sche Tierarten zu verbessern.

17. Zur ergänzenden Kompensation des Eingriffs in die Boden- und Biotopfunktionen ist

eine Abbuchung vom Ökokonto Hochstadt in dem in den Unterlagen errechneten Um-

fang vorzunehmen. Bei der Oberen Naturschutzbehörde ist baldmöglichst ein entspre-

chender Abbuchungsnachweis vorzulegen.

18. Eine Beleuchtung des Radweges ist nicht zulässig.

19. Der Vorhabenträger hat anstelle der geplanten Entwicklung gestufter Waldränder, Wald-

neuanlage (E 3) die Konflikte 3 und 6 durch entsprechende, adäquate Maßnahmen auf
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anderen naturschutzfachlich ebenso geeigneten - nicht jedoch landwirtschaftlich ge-

nutzte - Flächen, wie beispielsweise im Ökokonto auszugleichen. Der entsprechende

Nachweis ist der Oberen Naturschutzbehörde vorzulegen.

III. Wasser

Berechtigten Forderungen der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle

Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz als Oberer Wasserbehörde entsprechend

wird der Straßenbaulastträger dazu verpflichtet, bei der Verlängerung des Bruchbachdurch-

lasses eine „belebte Bodenschicht" von mindestens 20 cm einzubringen um die Durchgängig-

keit des Bauwerkes zu verbessern. Der Durchlass ist um das entsprechende Maß zu vergrö-

ßern (DN 1000 an Stelle von DN 800). Der Straßenbaulastträger hat darauf zu achten, dass

die Uferbereiche geschont werden und der Brückenquerschnitt die ursprünglichen Grabenpro-

file nicht einengt.

IV. Denkmalschutz

Die Straßenbaudienststelle hat bei der Ausschreibung und Vergabe der Straßenbauarbeiten

die bauausführenden Firmen auf die Beachtung der Bestimmungen des Denkmalschutzge-

setzes - DSchG - hinzuweisen. Danach ist jeder zu Tage kommende archäologische Fund

unverzüglich zu melden und die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen. Fund-

gegenstände sind gegen Verlust zu sichern. Der Denkmalpflege ist ein angemessener Zeit-

raum einzuräumen, um die Rettungsgraben den Anforderungen der archäologischen For-

schung entsprechend durchführen zu können. Der Beginn der Bauarbeiten ist der Generaldi-

rektion Kulturelles Erbe RP, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer rechtzeitig an-

zuzeigen.

Im Planungsgebiet können sich bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie historische Grenz-

steine - geschützte Kulturdenkmäler) befinden. Diese sind zu berücksichtigen bzw. dürfen von

Planierungen o. ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt

werden. Sollte ein Versetzen des Kleindenkmals unbedingt notwendig sein, so ist dies mit der

Generaldirektion Kulturelles Erbe abzuklären und nur in Anwesenheit einer, von der General-

direktion Kulturelles Erbe beauftragten Person zulässig.

Darüber hinaus wird dem Vorhabenträger aufgegeben, zu den notwendigen archäologischen

Arbeiten zur Schadensminderung bzw. zum Erhalt der von dem Straßenbauvorhaben berühr-

ten, geschützten, archäologischen Kulturdenkmäler beizutragen. Die konkreten Schutz- bzw.

Erhaltungsmaßnahmen sind vom Vorhabenträger rechtzeitig vor Baubeginn mit der Denkmal-

fachbehörde abzustimmen. Die Kostenbeteiligung des Vorhabenträgers regelt sich nach den

gesetzlichen Bestimmungen.

Die im Plangebiet befindlichen 4 historisch überaus wertvollen Grenzsteine (Mundatwald-

grenze, ehemalige Exklave Frankreichs in Deutschland, geschützte Kulturdenkmäler) dürfen

nicht von ihrem Standpunkt entfernt werden.
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V. Weitere Bestimmungen und Auflagen

1. Sofern bei der Baudurchführung unerwartete Kontaminationen bekannt werden bzw.

auftreten, ist der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz als zuständige Behörde nach

dem Bundes-Bodenschutzgesetz bzw. Landesbodenschutzgesetz zu beteiligen.

2. Dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr,

vertreten durch das Landeskommando Hessen, Fachbereich Verkehrsinfrastruktur,

Moltkering 9, 65189 Wiesbaden, E-Mail: LKdoHEVerkInfra@Bundeswehr.org, sind der

Beginn und das Ende der Baumaßnahme anzuzeigen.

3. Bei Eingriffen in den Baugrund sind die einschlägigen Regelwerke (z. B. DIN 4020, DIN

EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Eine Baugrunduntersuchung wird

empfohlen.

4. Bei der Auswahl der Baufahrzeuge, Baugeräte und sonstigen Maschinen mit Schierst-

offen und Kraftstoffen muss auf die Dichtheit und auf den sorgfältigen Umgang bei der

Betankung geachtet werden. Dies ist insbesondere im Hinblick auf das nahgelegene

Wasserschutzgebiet „Bienwald“ erforderlich.

5. Die Ausstattung des Radweges mit Wegweisern gemäß der „Hinweise zur wegweisen-

den und touristischen Beschilderung für den Radverkehr in Rheinland-Pfalz“ (HBR) ist

in der Planung und Durchführung zu berücksichtigen.

Der Vorhabenträger hat außerdem zu beachten, dass das Wegekreuz (an der Straße

zur Bienwaldmühle) nicht beeinträchtigt wird.

6. Die zuständige Straßenbaubehörde hat ihren (ursprünglichen) Planfeststellungsantrag

mit Schreiben vom 24. September 2020 dahingehend modifiziert, dass eine Befestigung

des Rad- und Gehweges in bituminöser Bauweise mit heller Asphaltfläche, möglichst

angenähert an die natürliche Bodenfarbe insbesondere zur Minimierung des Eingriffes

in das Landschaftsbild und mit Blick auf die Belange des Naturhaushalts zur Ausführung

gelangen soll. Entsprechend dem modifizierten Planfeststellungsantrag wird der Vorha-

benträger hiermit verpflichtet, den Rad- und Gehweg in der vor genannten Bauweise zu

realisieren.

7. Der Radweg ist mit einer Breite von 2,50 m zuzüglich 0,25 m Bankette herzustellen.

Zwischen Landesstraße und dem Radweg ist ein Sicherheitsstreifen von 1,25 m Breite

zum Fahrbahnrand der Straße vorzusehen.

8. Der Vorhabenträger hat die Verkehrssituation zu überwachen und ggf. auf entspre-

chende (verkehrsbehördliche) Maßnahmen durch die zuständige Straßenverkehrsbe-

hörde hinzuwirken, soweit sich aufgrund der vorliegenden Straßenbaumaßnahme bei

Bau-km 5+777 (entgegen der bisherigen Annahme) ein Unfallschwerpunkt entwickeln

sollte.



Kapitel C, Besondere Bestimmungen und Auflagen

Seite 21

9. Der Forderung der Deutschen Bahn entsprechend hat der Vorhabenträger Folgendes

zu beachten:

Der Beginn des Rad- und Gehweges im Anschluss an den Bahnübergang in Bahn-km

39,823 liegt im Bahnübergangsbereich. Halbseitige Einengungen der Straße während

der Baumaßnahme sind bis 30 m (Bahnübergangsbereich) vor und hinter dem Bahn-

übergang nicht zulässig, da die Fahrzeuge am zügigen Räumen des Bahnüberganges

gehindert werden könnten. Sollte es erforderlich werden, die Straße halbseitig einzuen-

gen oder die Verkehrsführung über den Bahnübergang zeitweise zu ändern, ist eine

gesonderte Absprache mit dem Fachbereich Fahrbahn der DB Netz AG zur Abstimmung

der Sicherung des Verkehrs am Bahnübergang erforderlich.

Nach Beendigung der Arbeiten ist der DB Netz AG ein neuer Bestandskreuzungslage-

plan des Bahnübergangbereiches mit der neuen Wegesituation und den nachfolgenden

Inhalten im Maßstab 1:200 zu übergeben (DB Netz AG, Regionalbereich Südwest,

Bahnhofsplatz 14 in 67434 Neustadt an der Weinstraße).

Den Bahnanlagen darf kein zusätzliches Oberflächenwasser zugeführt werden. Es ist

eine geeignete Entwässerung herzustellen. Die örtliche Entwässerungssituation (z. B.

Vorflutverhältnisse, Durchlassausläufe) dürfen nicht zu Ungunsten der DB AG verändert

werden. Zu dem in Betrieb befindlichen Gleis ist bei Arbeiten ein Mindestabstand von

6,0 m zur Gleisachse einzuhalten (Sicherheitsabstand). Bei Arbeiten zwischen Gefah-

renbereich und den 6 m sind die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen mit dem Fach-

bereich Fahrbahnl/Konstruktiver Ingenieurbau der DB Netz AG abzustimmen (DB Netz

AG, Frau Wollenweber, Landauer Str. 71 in 67434 Neustadt an der Weinstraße).

Während der Arbeiten muss in jedem Fall sichergestellt sein, dass durch die Bauarbeiten

der Gefahrenbereich (Definition GUV VD 33, Anlage 2) der Gleise, einschließlich des

Luftraumes nicht berührt wird (z.B. Sicherungsgerüst, Bauzaun). Kann dies nicht sicher-

gestellt werden, ist eine Betriebs- und Bauanweisung erforderlich. Dies muss bei Bedarf

mind. 6 Wochen vor Baubeginn bei der DB Netz AG beantragt werden. Hierfür ist ein

autorisiertes Ingenieurbüro in Anspruch zu nehmen. Das Baufeld ist in Gleisnähe so zu

sichern, dass keine Baufahrzeuge, Personen oder Geräte unbeabsichtigt in den Gefah-

renbereich gelangen. Die Stabilität der Bahnanlagen (Gleiskörper, Bahngraben, Bahn-

damm) darf durch die Errichtung der Straße sowie des Rad- und Gehweges nicht beein-

trächtigt werden.

Werden Großgeräte (z. B. Turmdrehkran, Autokran) während der Baumaßnahme ein-

gesetzt, welche ein Schwenken in oder über den Gleisbereich ermöglichen, ist eine

Krananweisung zu beantragen.
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D Beteiligte

I. Träger öffentlicher Belange

1. Verbandsgemeinde Hagenbach, Ludwigstraße 20 in 76767 Hagenbach

- Schreiben vom 11. Juli 2012, Az.: 650-00

- Schreiben vom 18. Juli 2012, Az.: 650-00

(siehe Auflagen in Kapitel C, Nrn. II.19 und V.8 und Zusatz in Kapitel E, Nr. VIII.1.2 dieses

Beschlusses)

2. Ortsgemeinde Scheibenhardt, durch die Verbandsgemeindeverwaltung Hagen-

bach, Ludwigstraße 20 in 76767 Hagenbach

- Schreiben vom 11. Juli 2012, Az.: 650-00

(siehe Auflagen in Kapitel C, Nr. V.8 und Zusatz in Kapitel E, Nr. VIII.1.2 dieses Beschlus-

ses)

3. Ortsgemeinde Berg, durch die Verbandsgemeindeverwaltung Hagenbach, Lud-

wigstraße 20 in 76767 Hagenbach

- Schreiben vom 18. Juli 2012, Az.: 650-00

(siehe Auflagen in Kapitel C, Nr. II.19 dieses Beschlusses)

4. Kreisverwaltung Germersheim, Luitpoldplatz 1 in 76726 Germersheim

- Schreiben vom 20. Juli 2012, Az.: 31.54201.L545/Hem

(siehe Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.5 dieses Beschlusses)

5. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Referat 41, Friedrich-Ebert-Str. 14

in 67433 Neustadt/Weinstraße

- Schreiben vom 24. Juli 2020, Az.: 14-435-13:41

- Schreiben vom 09. Oktober 2012, Az.: 42/553-013 L545

- Schreiben vom 19. August 2016, Az.: 42/553-013 L545

- Schreiben vom 08. September 20217, Az.: Az.: 42/553-013 L545

- Besprechungsvermerk vom 01. Juli 2020 über den Ortstermin vom 22. Juni 2020

(siehe Auflagenregelungen in Kapitel C, Nrn. II und III dieses Beschlusses)

6. Landesamt für Geologie und Bergbau, Emy-Roeder-Str. 5 in 55129 Mainz

- Schreiben vom 05. Juli 2012, Az.: 3240-0671-12/V2 rol/nh

(siehe Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.3 dieses Beschlusses)

7. Zentralstelle der Forstverwaltung, Le Quartier Hornbach 9 in 67433 Neustadt
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- Schreiben vom 27. Juli 2012, Az.: 4.4-6313

- Schreiben vom 27. Juli 2016, Az.: 3.1-6313

- Schreiben vom 29. August 2017, Az.: 3.1-6313

8. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr, Fontainengraben 200 in 53123 Bonn

- Schreiben vom 23. Juli 2012, Az.: 45-60-00

(siehe Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.2 dieses Beschlusses)

9. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Dienststelle Neustadt, Chemnitzer

Str. 3 in 67433 Neustadt/Weinstraße

- Schreiben vom 19. Juli 2012, Az.: 14-06.13

- Schreiben vom 12. Januar 2018, Az.: 14-06.13

(siehe Zusatz Nr. VIII.1.1 in Kapitel E dieses Beschlusses)

10. Pfalzwerke AG, Kurfürstenstraße 29 in 67061 Ludwigshafen

- Schreiben vom 24. Juli 2012, Az.: STR14-2012-500-15432-01

(siehe Auflagenregelungen in Kapitel C, Nr. I dieses Beschlusses)

11. Verbandsgemeindewerke Bad Bergzabern, Königstraße 61 in 76887 Bad

Bergzabern

- Schreiben vom 28. Juni 2012

(siehe Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.4 dieses Beschlusses)

12. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle

Speyer, Kleine Pfaffengasse 10 in 67346 Speyer

- Schreiben vom 06. Juli 2012, Az.: 654.1/2012

(siehe Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. IV dieses Beschlusses)

13. DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung Frankfurt, Camberger Str. 10 in

60327 Frankfurt am Main

- Schreiben vom 09. Juli 2012, Az.: TÖB-FFM-2012-8047

(siehe Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.9 dieses Beschlusses)

II. Anerkannte Vereinigung

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband RLP e.V.,

Hindenburgplatz 3 in 55118 Mainz

- Schreiben vom 16. Juli 2012, Az.: 24/652/5439/1 (Kreisgruppe Südpfalz)
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- Schreiben vom 18. Juli 2012, Az.: 5960-GE-48

- Schreiben vom 14. Januar 2018

(siehe Zusatz Nr. VIII.3 in Kapitel E dieses Beschlusses)

III. Privatpersonen

Im Verfahren haben sich 6 Privatpersonen geäußert. Aus datenschutzrechtlichen Grün-

den wird auf die Angabe von Namen und Anschriften verzichtet.
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E Begründung

I. Notwendigkeit des Planfeststellungsverfahrens

Landesstraßen dürfen gemäß § 5 Abs. 1 LStrG nur gebaut oder geändert werden, wenn der

Plan vorher festgestellt ist. Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens

einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen im Hinblick auf alle von ihm berührten öf-

fentlichen Belange festgestellt, und es werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwi-

schen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend ge-

regelt (§ 75 Abs. 1 VwVfG). Die vorliegende Straßenbaumaßnahme ist ein planfeststellungs-

pflichtiges Vorhaben im Sinne von § 5 Abs. 1 LStrG. Der vorliegende Planfeststellungsbe-

schluss umfasst kraft seiner Konzentrationswirkung nach § 75 Abs. 1 i.V.m. § 100 Nr. 2 VwVfG

i.V.m. § 4 LVwVfG auch alle nach anderen Rechtsvorschriften notwendigen Genehmigungen,

Befreiungen, etc. mit Ausnahme der wasserrechtlichen Erlaubnis bzw. Bewilligung (s. Kapitel

B, Ziffer 1, 3. Absatz).

II. Zuständigkeit

Der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz in Koblenz ist gemäß § 5 Abs. 1 LStrG i.V.m. § 6

Abs. 7 LStrG i.V.m § 49 Abs. 2 LStrG i.V.m. Art. 1, § 1 des Landesgesetzes zur Neuorganisa-

tion der Straßen- und Verkehrsverwaltung Rheinland-Pfalz vom 18.12.2001, GVBl. S. 303,

i.V.m. Art. 1, Nr. 1 des Landesgesetzes zur Anpassung von Landesgesetzen an die Umbe-

nennung des Landesbetriebes Straßen und Verkehr in Landesbetrieb Mobilität vom 22.12.08,

GVBl. S. 317, i.V.m. der Organisationsverfügung über die Umbenennung des Landesbetriebes

Straßen und Verkehr (LSV) vom 5.1.2007, veröffentlicht im Staatsanzeiger vom 15.1.2007,

Seite 2, für den Erlass des Planfeststellungsbeschlusses zuständig.

III. Verfahren

III.1  Antragstellung

Die Planunterlagen für den Ausbau der L 545 zwischen Steinfeld – Bienwaldmühle durch den

Bau eines Rad- und Gehweges sind dem Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz in Koblenz

mit Schreiben des Landesbetriebes Mobilität in Speyer vom 28. Februar 2012, Az.: 5623-

L545-I 70, zur Durchführung des Anhörungsverfahrens und zum Erlass des Planfeststellungs-

beschlusses zugeleitet worden.

III.2 Feststellung der UVP-Pflicht

Die vorliegende Straßenplanung ist uvp-pflichtig. Das durchgeführte Verfahren genügt den

verfahrensrechtlichen Anforderungen an die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprü-

fung. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Ausführungen in Kapitel A, Nr. V und Kapitel
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E, Nr. VII.6 dieses Beschlusses verwiesen.

III.3 Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung

Die in Kapitel A, Nrn. X und XI genannten Unterlagen haben in der Zeit vom 11. Juni 2012 bis

10. Juli 2012 bei den Verbandsgemeindeverwaltungen Bad Bergzabern und Hagenbach sowie

bei der Stadtverwaltung Wörth am Rhein zu jedermanns Einsichtnahme ausgelegen. Zeit und

Ort der Planauslegung sind vorher rechtzeitig und ortsüblich bekannt gemacht worden. In der

Bekanntmachung waren diejenigen Stellen bezeichnet, bei denen Einwendungen schriftlich

eingelegt oder mündlich zu Protokoll gegeben werden konnten. Einwendungen und Stellung-

nahmen konnten bis zum Ablauf der Einwendungsfrist am 24. Juli 2012 vorgebracht werden.

Diejenigen Grundstückseigentümer, die ihren Wohnsitz nicht in der von der Baumaßnahme

betroffenen Gemarkung haben (Ausmärker), sind von der Planauslegung rechtzeitig unterrich-

tet worden.

Die nach den geltenden Rechtsvorschriften anerkannten Vereine wurden über das Straßen-

bauvorhaben unterrichtet und erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme.

III.4 Ergänzende Beteiligung

Insbesondere das im Verfahren vorgesehene naturschutzfachliche Konzept war aufgrund von

Einwendungen sowie insbesondere aufgrund der Stellungnahmen der oberen Naturschutzbe-

hörde sowie der Zentralstelle der Forstverwaltung Gegenstand von Planänderungen. Im Laufe

der Planänderung im Jahre 2016 wurde diese nochmals überarbeitet und 2017 erneut vorge-

legt. Die Planänderungen (ergänzender Landschaftspflegerischer Begleitplan) beinhalten ne-

ben der Anpassung des geplanten Radwegequerschnittes die Überarbeitung der Eingriffs-

Ausgleichsbilanzierung und die geänderte Zuordnung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-

men. Des Weiteren wurde der forstrechtliche Ausgleich beziffert und dargelegt.

Nach Durchführung des Erörterungstermins fand ein weiterer Besprechungstermin mit der

Oberen Naturschutzbehörde, der Zentralstelle der Forstverwaltung und dem Vorhabenträger

statt. Dort wurde u. a. festgehalten, dass der anfallende Ausgleichsbedarf durch Nichtumset-

zung der Maßnahme E 3 über das Ökokonto zu erbringen ist.

Die Obere Naturschutzbehörde als auch die Zentralstelle der Forstverwaltung haben der ge-

änderten Planung ihre Zustimmung erteilt.

III.5 Erörterungstermin

Die im Anhörungsverfahren erhobenen Einwendungen und vorgelegten Stellungnahmen wa-

ren am 8. November 2017 bei der Verbandsgemeindeverwaltung Hagenbach Gegenstand ei-

ner Erörterung, zu der nach vorheriger fristgerechter schriftlicher Benachrichtigung und recht-

zeitiger ortsüblicher Bekanntmachung die Einwender sowie die beteiligten Behörden und Trä-

ger öffentlicher Belange eingeladen worden sind. Das Ergebnis der Erörterung ergibt sich aus
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der Niederschrift der Anhörungsbehörde vom 15. November 2017.

III.6  Modifizierten Planfeststellungsantrag zur Wegebefestigung

Im Rahmen eines nochmaligen Ortstermines mit der Oberen Naturschutzbehörde vom 22.

Juni 2020 haben sich die zuständige Straßenbaubehörde und die Naturschutzfachbehörde

darauf verständigt, dass anstelle der ursprünglich vorgesehenen Wegebefestigung mit dunk-

lem Asphalt eine helle Asphaltfläche, möglichst angenähert an die natürliche Bodenfarbe ins-

besondere zur Minimierung des Eingriffes in das Landschaftsbild und mit Blick auf die Belange

des Naturhaushalts zur Ausführung gelangen soll. Die Straßenbaubehörde hat daraufhin mit

Schreiben vom 24. September 2020 ihren (ursprünglichen) Planfeststellungsantrag diesbe-

züglich modifiziert. In Kapitel C, Nr. V.6 dieses Beschlusses hat die Planfeststellungsbehörde

dem Vorhabenträger auferlegt, den Rad- und Gehweg entsprechend seinem modifizierten

Planfeststellungsantrag zu realisieren.

III.7 Zusammenfassende Beurteilung des Anhörungsverfahrens

Die Planfeststellungsbehörde stellt fest, dass die Planoffenlage bei den Offenlagestellen ord-

nungsgemäß und im Einklang mit den verfahrensrechtlichen Bestimmungen erfolgt ist.

Ebenso sind auch die Einladung und Durchführung des Erörterungstermins nicht zu beanstan-

den. Das durchgeführte Verfahren genügt im Übrigen auch den verfahrensrechtlichen Anfor-

derungen des UVP-Rechts.

IV. Erläuterungen zur Zulässigkeit der festgestellten Planung

Die Planfeststellungsbehörde stellt mit diesem Beschluss die umfassende formell-rechtliche

und materiell-rechtliche Zulässigkeit der Straßenplanung für den Ausbau der L 545 zwischen

Steinfeld – Bienwaldmühle durch den Bau eines Rad- und Gehweges fest.

Hierzu wird im Folgenden näher ausgeführt:

Der planfestzustellende Abschnitt beinhaltet den Ausbau der L 545 in Form eines Rad- und

Gehweges.

Die Landesstraße 545 führt von Bad Bergzabern nach Süden über Steinfeld in die Lauternie-

derung und weiter parallel zur deutsch-französischen Grenze nach Neulauterburg. Durch die

geringe Breite von teilweise unter 4,00 m ist sie als zwischengemeindliche Verbindung der

Ortschaften im Deutsch-Französischen Grenzabschnitt einzustufen. Die Verkehrsstärke der

L 545 beläuft sich auf etwa 1.295 Kfz/24h mit einem Anteil des Schwerverkehrs von 2%. Die

Verkehrsmengen nehmen an Wochenenden aufgrund des gestiegenen Ausflugverkehrs stark

zu. Insbesondere durch Radfahrer wird die L 545 stark frequentiert, so dass es beim Überho-

len des Öfteren zu gefährlichen Verkehrssituationen kommt. Dies stellt ein erhebliches Ver-

kehrsrisiko für alle Verkehrsteilnehmer dar.
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Daher hat sich der Vorhabenträger entschlossen, die L 545 durch die Anlegung eines Rad-

und Gehweges auszubauen.

Dieser wird im vorliegenden Abschnitt im Anschluss an den Bahnübergang am Ortsausgang

von Steinfeld beginnen und verläuft parallel auf der Ostseite der L 545 bis zum Ortsschild

Bienwaldmühle, wo der Rad- und Gehweg vor dem bestehenden Durchlassbauwerk des Heß-

bachs endet. Die Breite des Radweges ist mit 2,50m zuzüglich 0,25m Bankett und einem Si-

cherheitsstreifen von 1,25m vorgesehen.

Durch die Herstellung eines Rad- und Gehweges mit einer hellen Asphaltdeckschicht wird der

Rollwiderstand minimiert, was ein angenehmes Fahren, begünstigt. Die verkehrsentflech-

tende Funktion und die Einhaltung der Verkehrssicherungspflicht setzt voraus, dass der Weg

in einem Zustand gebaut und unterhalten wird, der ihre Benutzung gegenüber der Straßenbe-

nutzung auch bei ungünstiger Witterung, insbesondere vom Radfahrer, nicht erschwert. Dar-

über hinaus muss im Interesse der Verkehrssicherheit (vor allem der Radfahrer) an die Ober-

flächenbeschaffenheit und Ebenheit solcher Wege eine entsprechende Grundlage bzw. Be-

festigung gestellt werden. Diesen Anforderungen könnte mit einer Wegebefestigung mit was-

sergebundener Decke nicht in adäquater Weise entsprochen werden. Mit der hier planfestge-

stellten Wegebefestigung in bituminöser Bauweise mit heller Asphaltfläche, möglichst ange-

nähert an die natürliche Bodenfarbe wird zugleich den Belangen des Naturschutzes und ins-

besondere auch des Landschaftsbildes Rechnung getragen.

Der Ausbau der L 545 trägt zu einer optischen und räumlichen Trennung des nicht motorisier-

ten Verkehrs vom motorisierten Verkehr bei, was dazu führt, dass die Attraktivität und Sicher-

heit für Radfahrer, Skater und auch Fußgänger deutlich verbessert wird. Im Hinblick auf die

Funktionalität wird durch eine durchgängige Wegeverbindung die Akzeptanz für den nicht mo-

torisierten Verkehr gefördert und die Erreichbarkeit der im Bienwald befindlichen öffentlichen

Einrichtungen und Freizeitanlagen erheblich verbessert. Weitergehende positive Effekte sind

die Verbesserung der Wohnqualität der Ortsgemeinden und nicht zuletzt die Bereicherung für

touristische Angebote durch eine deutlich bessere verkehrliche Anbindung des nicht motori-

sierten Individualverkehrs. Im Übrigen entspricht die Planung dem zum Zeitpunkt der Einlei-

tung des Planfeststellungsverfahrens gültigen Regionalen Raumordnungsplan Rheinpfalz

2004 (RROP 2004). Der RROP 2004 ist mit Inkrafttreten des Nachfolgeplanes, des Einheitli-

chen Regionalplans Rhein-Neckar des Verbandes Region Rhein-Neckar (ERRN) außer Kraft

getreten. Der ERRN ist seit dem 25.12.2014 verbindlich. Die vorangeführten für das Bauvor-

haben relevanten, regionalplanerischen Vorgaben des vormaligen RROP 2004 gelten nach

dem ERRN allerdings fort. Im ERRN wird der Fahrradverkehr weiterhin gefördert.

Die vorliegende Trassenführung ist vorzugswürdig. Eine Linienführung über bestehende

(Forst-) Wege wäre weder aus forstwirtschaftlichen noch aus landschaftspflegerischen Grün-

den geeignet. Zudem würden diese den Vorgaben an eine verkehrssichere Radwegeverbin-

dung nicht gerecht werden. Die Anlegung des Rad- und Gehweges unmittelbar an der L 545

auf (größtenteils) Flächen des Straßenbaulastträgers läuft den Erhaltungszielen der Schutz-

gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet, EU-Vogelschutzgebiet) nicht zuwi-

der. Detaillierte Erhebungen zur Biotopstruktur und dem Vorkommen von holzbewohnenden
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Käfern, Tagfaltern, Amphibien, Vögeln und Fledermäusen haben ergeben, dass die Anlegung

des Rad- und Gehweges auf der nördlichen Seite der L 545 mit geringeren Eingriffen verbun-

den wäre.

Dabei können höherwertige Grünlandbestände und die Birkenreihe in der Bruchbach-Niede-

rung, die potenziellen Quartiers- und Höhlenbäume sowie Altbäume für holzbewohnende Kä-

fer erhalten bleiben. Außerdem werden Konflikte mit dem auf südlicher Seite befindlichen Na-

turschutzgebiet „Lauterniederung“ vermieden und weniger Biotope beeinträchtigt, die als wert-

stellende Lebensraumtypen des FFH-Gebietes in Betracht kommen. Dazu zählt vor allem der

Lebensraumtyp „Magere Flachland-Mähwiese“ (LRT 6510), der mit der Anlegung des Rad-

und Gehweges auf südlicher Seite der L 545 erheblich betroffen wäre.

Durch den Ausbau der L 545 zwischen Steinfeld und Bienwaldmühle durch die Anlegung eines

Rad- und Gehweges werden Eingriffe in Natur und Landschaft verursacht, die zur Realisierung

des Planungsziels unvermeidbar sind. Die durch die Planung verursachten Eingriffe in Natur

und Landschaft wurden bei der Erstellung der Planunterlagen erfasst und bewertet. Diese

Eingriffe werden jedoch durch geeignete Schutz- und Kompensationsmaßnahmen kompen-

siert.

Die mit dem vorliegenden Beschluss festgestellte Planung des Ausbaus der L 545 zwischen

Steinfeld und Bienwaldmühle durch die Anlegung eines Rad- und Gehweges ist nach Abwä-

gung aller öffentlicher und privater Belange als ausgewogen zu erachten. Die vorliegende Pla-

nung des Rad- und Gehweges ist vernünftigerweise geboten, um die Erschließungslücke für

Radfahrer und Fußgänger zwischen Steinfeld und Bienwaldmühle verkehrssicher zu schlie-

ßen. Die Eingriffe in Natur und Landschaft, wie auch in Privateigentum wurden auf ein zur

Verwirklichung des Planungsziels unbedingt erforderliches Maß reduziert, womit die vorgese-

hene Planung objektiv erforderlich und geeignet ist, um die aktuellen Defizite der Verkehrssi-

cherheit zu beseitigen.

V. Entwässerung/ Gewässerschutz

Mit der vorliegend festgestellten Planung ist keine wesentliche Änderung des vorhandenen

Entwässerungssystems verbunden. Die Oberflächenentwässerung erfolgt (weiterhin) breitflä-

chig über die Bankette in das anstehende Gelände, wo das anfallende Wasser versickern

kann. Dafür ist lediglich vorgesehen, die vorhandenen Straßenquerdurchlässe teilweise zu

erneuern und einige zusätzlich herzustellen, damit eine bessere Ableitung der gesammelten

Oberflächenwässer erfolgen kann. Zusätzlich ist eine Verlegung des Grabens bei Bau-km

5+040 vorgesehen.

Diese Einleitung stellt eine erlaubnispflichtige Benutzung nach §§ 8, 9 WHG i.V.m. § 14 LWG

dar. Dem Vorhabenträger wird im Einvernehmen mit der Oberen Wasserbehörde bei der SGD

Süd die unbefristete Erlaubnis erteilt, das Oberflächenwasser nach Maßgabe der festgestell-

ten Planunterlagen zur Versickerung zu bringen. Die Erlaubnis konnte von der Planfeststel-

lungsbehörde im Rahmen der Ausübung ihres pflichtgemäßen Ermessens gemäß § 12 WHG
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erteilt werden, da mit dem Straßenbauvorhaben und den geplanten Einleitungen nach Maß-

gabe der festgestellten Planunterlagen und der dem Vorhabenträger auferlegten Nebenbe-

stimmungen keine schädlichen Gewässerveränderungen verbunden sind und sonstige öffent-

lich-rechtliche Vorschriften der Erlaubniserteilung nicht entgegenstehen.

Die Verlegung des Grabens bei Bau-km 5+040 wird ebenso im Einvernehmen mit der Oberen

Wasserbehörde bei der SGD Süd von der Planfeststellung gemäß § 68 WHG erfasst. Die

hierfür erforderliche wasserrechtliche Regelung konnte von der Planfeststellungsbehörde in

Kapitel A, Nr. IV dieses Beschlusses mit getroffen werden, da zusätzlich durch die in Kapitel

C, Nr. III festgelegten Nebenbestimmungen sichergestellt wird, dass erhebliche Nachteile, Ge-

fahren oder Belästigungen für andere Grundstücke verhütet bzw. ausgeglichen werden kön-

nen.

Oberflächenwasserkörper im Sinne der WRRL und des WHG werden von der Planung nicht

betroffen. Unter Berücksichtigung der technischen Ausgestaltung des Bauvorhabens in Ver-

bindung mit den planfestgestellten Nebenbestimmungen insbesondere zur Oberflächenent-

wässerung ist keine vorhabenbedingte Verschlechterung des Zustands der Grundwasserkör-

per zu erwarten. Zugleich ist sichergestellt, dass die Planung auch den in der WRRL und im

WHG beschriebenen Verbesserungsgeboten für das Grundwasser nicht widerspricht. Hierbei

ist auch zu berücksichtigen, dass es hier nicht um die Beurteilung der Auswirkung einer neu

zu bauenden Straße geht, sondern um den Ausbau einer bereits vorhandenen Straße. Hinzu

kommt, dass mit dem Straßenausbau auch keine Verkehrszunahme bzw. verkehrserhöhende

Wirkung in Bezug auf den Kraftfahrzeugverkehr verbunden ist. An dem zukünftig prognosti-

zierten Verkehrsaufkommen wird sich durch den Ausbau nichts ändern. Die Planung verstößt

somit weder gegen die in der WRRL und im WHG normierten Verschlechterungsverbote, noch

läuft sie dem Verbesserungsgebot zuwider. Im Übrigen hat die Obere Wasserbehörde unter

Berücksichtigung verschiedener Auflagen ihr Einvernehmen erteilt.

VI. Erläuterungen zum Immissionsschutz (Lärm und Luftschadstoffe)

VI.1 Erläuterungen zur Lärmsituation

Der Straßenbaulastträger hat die nach Inbetriebnahme der festgestellten Ausbaustrecke zu

erwartenden schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche überprüft. Die Un-

tersuchung der Lärmsituation hat ergeben, dass kein Anlass besteht, dem Straßenbaulastträ-

ger die Durchführung aktiver oder passiver Schallschutzmaßnahmen aufzuerlegen, weil die

für den Ausbau bestehender Straßen („wesentliche Änderung“ im Sinne von § 41 BImSchG

bzw. §§ 1 und 2 der 16. BImSchV maßgeblichen Beurteilungskriterien, nämlich

1. Vorliegen eines erheblichen baulichen Eingriffes und Überschreitung der jeweiligen Immis-

sionsgrenzwerte

und

2. Pegelerhöhung um mindestens 3 dB(A)
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nicht erfüllt sind.

Eine „wesentliche Änderung“ liegt auch dann vor, wenn durch einen erheblichen baulichen

Eingriff der Beurteilungspegel auf mindestens 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht

erhöht oder von 70/60 dB(A) weiter erhöht wird.

Es handelt sich bei der vorliegenden Baumaßnahme zwar um einen baulichen Eingriff i.S.d. §

1 Abs. 2 der 16. BImSchV, jedoch werden weder die Immissionsgrenzwerte erreicht bzw. eine

Pegelerhöhung von 3 dB(A) ausgelöst. Die Entflechtung des Verkehrs durch die Anlegung

eines Geh- und Radwegs führt nicht zu einer Verkehrssteigerung auf der L 545. Ein Anstieg

des Verkehrslärms sowie die Überschreitung der Immissionsgrenzwerte von 70 dB(A) am Tag

oder 60 dB(A) in der Nacht können ausgeschlossen werden.

Damit sind die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 der 16. BImSchV nicht erfüllt; es handelt sich

bei der vorliegenden Baumaßnahme nicht um eine wesentliche Änderung i. S. d. 16. BImSchV.

Insofern ist die Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen hier nicht notwendig.

Die Planfeststellungsbehörde hat über die Vorgaben der 16. BImSchV hinaus auch den Stra-

ßenverkehrslärm unterhalb der dortigen Grenzwerte berücksichtigt. Im Rahmen der Abwä-

gung aller planungsrelevanten Gesichtspunkte konnte der unterhalb der Grenzwerte verblei-

bende Verkehrslärm jedoch auch nicht dazu führen, dem Straßenbaulastträger Lärmschutz-

maßnahmen aufzuerlegen oder gar gänzlich von der Planung Abstand zu nehmen.

VI.2 Erläuterungen zu Luftschadstoffimmissionen

Nach § 50 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder über-

wiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit

als möglich zu vermeiden. Dies gilt nicht nur für Belastungen durch Verkehrslärm, sondern

auch für Belastungen durch straßenverkehrsbedingte Luftschadstoffe. Diesbezüglich sind, ba-

sierend auf der Umsetzung EU-rechtlicher Vorschriften, mit der 39. BImSchV (Nachfolgerege-

lung zur 22. BImSchV) Grenz- und Leitwerte zum Schutz insbesondere der menschlichen Ge-

sundheit und der Umwelt festgesetzt worden. Die Frist der Umsetzung der „Richtlinie

2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.05.2008 über Luftqualität

und saubere Luft für Europa“ (RL 2008/50/EG) ist am 11.06.2010 ausgelaufen. Die Vorgaben

der Richtlinien sind inzwischen in der 39. BImSchV in nationales Recht umgesetzt worden; die

39. BImSchV ist am 06.08.2010 in Kraft getreten und findet somit auch auf das vorliegende

Planfeststellungsverfahren Anwendung.

Aufgrund der vorgesehenen Straßenbaumaßnahme ergeben sich keine wesentlichen Ände-

rungen der Schadstoffsituation, die es rechtfertigen würden, dem Straßenbaulastträger die

Durchführung von Schutzmaßnahmen aufzuerlegen.

Die Planfeststellungsbehörde kommt zu dem Ergebnis, dass unter Beachtung der geltenden

Grenzwerte keine Bedenken gegen die Umsetzung der Baumaßnahme bestehen. Schließlich

wurden von der Planfeststellungsbehörde auch die unterhalb der Grenzwerte liegenden
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Schadstoffbelastungen berücksichtigt. Diese konnten im Rahmen der Abwägung aller pla-

nungsrelevanten Gesichtspunkte jedoch nicht dazu führen, dem Straßenbaulastträger Maß-

nahmen aufzuerlegen oder vollständig von der Planung Abstand zu nehmen. Selbst wenn man

aber an dieser Einschätzung Zweifel hegen müsste, würde dies gleichwohl keinen durchschla-

genden Planungsfehler nach sich ziehen können. Vielmehr hätte die Planfeststellungsbehörde

in diesem Falle berechtigterweise davon ausgehen können und dürfen, dass gemäß der

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts die Einhaltung der Grenzwerte außerhalb

der Planfeststellung mit den Mitteln der Luftreinhalteplanung nach § 47 BImSchG durch die

zuständigen Immissionsschutzbehörden ggfs. sichergestellt werden könnte. Anhaltspunkte

dafür, dass die maßgeblichen Grenzwerte der 39. BImSchV im Bereich vorhandener Bebau-

ung auf diese Weise nicht eingehalten werden könnten, sind nicht ersichtlich.

VII. Belange des Natur- und Landschaftsschutzes

Bei dem Ausbau der Landesstraße L 545 zwischen Steinfeld und Bienwaldmühle durch den

Bau eines Rad- und Gehweges sind die einschlägigen natur- und umweltschutzrechtlichen

Bestimmungen zu beachten. Dabei ergibt sich folgendes Prüfungssystem:

¶ Die Eingriffsregelung in §§ 14 – 17 BNatSchG i.V.m. §§ 6-10 ff. LNatSchG. Die Eingriffs-

regelung gilt für naturschutzrechtliche Eingriffe vor allem des Fachplanungsrechts.

¶ Für besonders geschützte Landschaftsteile (z. B. Naturparke, Naturschutz- und Land-

schaftsschutzgebiete, Biosphärenreservate, etc.) sehen die gesetzlichen Bestimmun-

gen in §§ 20 ff. BNatSchG i.V.m. §§ 11 ff LNatSchG besondere Zulassungsanforderun-

gen vor.

¶ Sonderregelungen ergeben sich für Vorhaben, die nach den Bestimmungen des Bun-

des- bzw. des Landesnaturschutzgesetzes (§§ 32 ff. BNatSchG i.V.m. § 17 f. LNatSchG)

Auswirkungen auf Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) und euro-

päische Vogelschutzgebiete haben können (Habitat- und Vogelgebietsschutz – Natura

2000).

¶ Neben den Gebietsschutz für Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Vogel-

schutzgebiete treten die Anforderungen an den europäischen und nationalen Arten-

schutz, wie sie sich aus den §§ 44 ff, 67 BNatSchG, Art. 12 bis 16 FFH-RL und Art. 5

bis 7 und 9 VS-RL sowie §§ 22 ff LNatSchG ergeben (Artenschutz).

¶ Nach den Bestimmungen des Landesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

müssen ferner die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt frühzeitig und umfas-

send ermittelt, beschrieben und bewertet werden.

VII.1 Eingriffsregelung

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung beinhaltet ein fünfstufiges Prüfungssystem:

• Das gesetzliche Anforderungsprofil in §§ 14, 15 BNatSchG i.V.m §§ 6-10 ff LNatSchG

bezieht sich auf Eingriffe i.S.d. § 14 Abs. 1 BNatSchG bzw. § 6 LNatSchG i.V.m. § 1 Nr.
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2 der Landesverordnung über die Bestimmung von Eingriffen in Natur und Landschaft

vom 19. Dezember 2006, GVBl. S. 447.

• Es besteht die primäre Verpflichtung des Eingriffsverursachers, vermeidbare Beein-

trächtigungen zu unterlassen (§ 15 Abs. 1 BNatSchG) (Vermeidungsgebot).

• Sekundär besteht die Verpflichtung des Eingriffsverursachers, unvermeidbare Beein-

trächtigungen auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaß-

nahmen) (§ 15 Abs. 2 S. 1 BNatSchG).

• Verbleiben Beeinträchtigungen, erfolgt eine bipolare naturschutzrechtliche Abwägung

zwischen den für das Vorhaben streitenden Belangen und den beeinträchtigten Natur-

schutzbelangen (§ 15 Abs. 5 BNatSchG). Der Eingriff darf nicht zugelassen oder durch-

geführt werden, wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in ange-

messener Frist auszugleichen oder in sonstiger Weise zu kompensieren sind und die

Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege anderen Belangen im Range

vorgehen.

• Wird ein Eingriff in Natur und Landschaft zugelassen oder durchgeführt, obwohl die Be-

einträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen

oder zu ersetzen sind, hat der Verursacher Ersatz in Geld zu leisten (Ersatzzahlung; §

15 Abs. 6 BNatSchG, § 7 Abs. 5 LNatSchG).

Nach den Bestimmungen des Landesnaturschutzgesetzes ist der Straßenbaulastträger zu-

nächst verpflichtet, vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft zu unterlassen (sog. „Ver-

meidungsgebot“). Durch den Ausbau der L 545 in Form eines Rad- und Gehweges werden

Eingriffe in Natur und Landschaft verursacht, die jedoch zur Realisierung der Planungszielset-

zung unvermeidbar sind. Eine vollständige Vermeidung von Eingriffen in Natur und Landschaft

wäre nur unter Verzicht auf das Straßenbauvorhaben zu erreichen. Dies kommt jedoch vorlie-

gend nicht in Betracht, da der vorgesehene Ausbau zur Erhöhung der Verkehrssicherheit ob-

jektiv erforderlich ist. Die durch die Planung verursachten Eingriffe in Natur und Landschaft

wurden bei der Erstellung der Planunterlagen erfasst und bewertet.

Der Straßenbaulastträger hat diese gesetzlichen Vorgaben eingehalten. Der Vorhabenträger

hat streng darauf geachtet, dass vermeidbare Beeinträchtigungen vermieden werden. Zur

Kompensation der unvermeidbaren Eingriffe sind entsprechende Ausgleichs- bzw. Ersatz-

maßnahmen vorgesehen. Eine genaue Auflistung der Eingriffe sowie der zur Kompensation

vorgesehenen Maßnahmen kann der Konflikt-/ Maßnahmentabelle und den Maßnahmenblät-

tern (siehe Landschaftspflegerischer Begleitplan aus Oktober 2011 und deren Ergänzung aus

Juli 2017) entnommen werden. Im Übrigen wird auch durch die planfestgestellte Verwendung

von hellem Asphalt den Belangen des Landschaftsbildes und des Naturhaushaltes zusätzlich

Rechnung getragen.

Alle insoweit vorgesehenen Maßnahmen sind nach entsprechender Überprüfung durch die

Planfeststellungsbehörde erforderlich, die mit dem landschaftspflegerischen Ausgleichs- und
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Kompensationskonzept verfolgten Zielsetzungen zu erfüllen. Die dazu in Anspruch genomme-

nen Grundstücke sind auf Grund ihrer Lage, ihrer Beschaffenheit und ihres Zustandes in je-

dem Einzelfall geeignet, die Wirksamkeit der auf ihnen vorgesehenen Maßnahmen in ange-

messener Zeit zu gewährleisten.

Der mit dem Straßenbauvorhaben einhergehende Eingriff in Natur und Landschaft wird hiermit

gemäß §§ 14, 15 und 17 BNatSchG i.V.m. §§ 6 – 10 LNatSchG zugelassen.

VII.2 Besonders geschützte Landschaftsteile

Der Ausbau der L 545 durch Anlegung des Rad- und Gehweges liegt im Landschaftsschutz-

gebiet „Bienwald“, welches durch Rechtsverordnung vom 23. November 1987 ausgewiesen

wurde. Gemäß § 4 Abs. 1 der v. g. Rechtsverordnung sind ohne Genehmigung Ausbaumaß-

nahmen im Straßen- und Wegebau verboten. Hiervon kann jedoch gemäß § 4 Abs. 2 der LSG-

RVO eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden. Die Ausnahmegenehmigung kann nur ver-

sagt werden, wenn der Schutzzweck beeinträchtigt wird oder eine Beeinträchtigung des

Schutzzweckes nicht durch Bedingungen und Auflagen verhütet oder ausgeglichen werden

kann. Eine Ausnahmegenehmigung kann hiernach zulässigerweise erteilt werden, da die mit

der Wegebaumaßnahme in ihrer konkreten Ausgestaltung verbundenen Eingriffe ausgegli-

chen werden. Im Übrigen hat die Obere Naturschutzbehörde der vorliegenden Planung unter

Auflagen zugestimmt. Diese Auflagen sind im vorliegenden Planfeststellungsbeschluss von

der Planfeststellungsbehörde angeordnet worden. Die Ausnahmegenehmigung zur Durchfüh-

rung der Straßenbaumaßnahme konnte daher im Wege der Konzentrationswirkung zulässi-

gerweise im Rahmen dieses Planfeststellungsbeschlusses erteilt werden (vgl. Kapitel A, Nr.

VII dieses Beschlusses).

VII.3 Gesetzlich geschützte Biotope

Im Untersuchungsgebiet liegen folgende erfasste schutzwürdige Biotope:

¶ Bruchwälder

¶ Binsen-, seggen- oder hochstaudenreiche Feuchtwiesen

¶ Naturnahe, unverbaute Bachabschnitte

¶ Feucht- und Nasswiesen

¶ Tieflandbäche

¶ Magere Flachland-Mähwiese

Diese Flächen liegen überwiegend außerhalb des vorhabenbedingten Eingriffsbereiches. Die

Berührungspunkte des Straßenbauvorhabens mit den gesetzlich geschützten Biotopen i.S.v.

§ 30 BNatSchG wurden im Rahmen der Bilanzierung erfasst und durch die landschaftspflege-

rischen Maßnahmen vollständig kompensiert.
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Die Planfeststellungsbehörde erachtet es unter Berücksichtigung der in den naturschutzfach-

lichen Planunterlagen vorgesehenen Maßnahmen, die zu einer Minimierung bzw. Kompensa-

tion der Beeinträchtigungen geeignet sind, für sachgerecht, dem Vorhabenträger die erforder-

liche Ausnahmegenehmigung nach § 30 Abs. 3 BNatSchG zu erteilen (vgl. Kapitel A, Nr. VIII

dieses Planfeststellungsbeschlusses).

VII.4 Artenschutz

Die Auswirkungen der vorliegenden Planung auf besonders geschützte Tier- und Pflanzenar-

ten nach Anhang IV der FFH-RL und der europäischen Vogelarten nach Art. 1 der VS-RL

wurden im Fachbeitrag Artenschutz gemäß § 44 BNatschG untersucht. Der Fachbeitrag

kommt zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung der in den Planunterlagen abgehandel-

ten Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen keine Verbotstatbestände i.S.v. § 44 Abs. 1 Abs. 5

BNatschG bezüglich der Arten nach Anhang IV FFH-RL und der Vogelarten nach Art. 1 der

VS-RL erfüllt werden.

Die Planfeststellungsbehörde erachtet das Gutachten als sachgerecht und schließt sich den

Ergebnissen vollinhaltlich an. Das Vorhaben ist daher unter artenschutzrechtlichen Gesichts-

punkten zulässig.

Für den Fall, dass entgegen obiger Ausführungen für verschiedene Arten die Verbotstatbe-

stände des § 44 Abs. 1 BNatschG erfüllt wären, erfolgt die Prüfung der Ausnahmevorausset-

zungen nach § 45 Abs. 7 BNatschG. Die Ausbaumaßnahme wäre dann durch die Erteilung

der Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatschG zulässig.

Das Interesse der öffentlichen Sicherheit bzw. die zwingenden Gründe des überwiegenden

öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art liegen entspre-

chend den Ausführungen aus Kapitel E, Nr. IV dieses Beschlusses vor. Hierbei ist maßgeblich,

dass die Durchführung der Maßnahme zu einer optischen und räumlichen Trennung des nicht

motorisierten Verkehrs vom motorisierten Verkehr beiträgt und damit die Verkehrssicherheit

auf der L 545 deutlich erhöht wird. Die der Baumaßnahme gegenüberstehenden Auswirkun-

gen auf die artgeschützten Tiere fallen verhältnismäßig gering aus und sind somit der Anle-

gung des Rad- und Gehweges entlang der L 545 unterzuordnen.

Zumutbare Trassenalternativen, die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der be-

troffenen Arten führen würden, scheiden vorliegend aus. Der Bau des Rad- und Gehweges

auf der Südseite würde dazu führen, dass zum Teil größere Eingriffe in das Naturschutzgebiet

„Lauter-Niederung“ sowie in den Lebensraumtyp „Magere Flachland-Mähwiese“ (LRT 6510)

erforderlich wären. Insbesondere jedoch die sog. „Nullvariante“, also der Verzicht der Ausbau-

maßnahme, stellt keine Alternative dar, da der Bau des Rad- und Gehweges zu einer erheb-

lichen Erhöhung der Verkehrssicherheit führen wird. Der Ausbau der L 545 zwischen Steinfeld

und Bienwaldmühle durch den Bau eines Rad- und Gehweges ist daher vernünftigerweise

geboten.
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Weiter wurde die Planung insbesondere unter Einbeziehung der Schutz- und Vermeidungs-

maßnahmen so ausgestaltet, dass die Eingriffe in den Natur- und Landschaftsraum auch im

Sinne des Artenschutzes so gering wie möglich gehalten werden. Die Populationen der be-

troffenen Arten verweilen somit in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet in einem günstigen

Erhaltungszustand, deren aktuelle Erhaltungszustände verschlechtern sich infolge der Bau-

maßnahme nicht.

Mithin wären die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung gemäß

§ 45 Abs. 7 BNatschG gegeben. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird hiermit auf den

Fachbeitrag Artenschutz gemäß § 44 BNatschG verwiesen.

Unter Berücksichtigung des der Planfeststellungsbehörde zustehenden Ermessens erachtet

sie es als sachgerecht, dem Vorhabenträger vorsorglich eine Ausnahmegenehmigung nach

§ 45 Abs. 7 BNatschG zu erteilen. Diese hat sie in Kapitel A, Nr. VI dieses Beschlusses für die

im Fachbeitrag Artenschutz gemäß § 44 BNatschG abgehandelten besonders geschützten

Arten ausgesprochen.

Zudem wird dem Vorhabenträger höchstvorsorglich für den Fall, dass entgegen der getroffe-

nen Aussagen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatschG erfüllt wären und die Ausnah-

mevoraussetzungen nach § 45 Abs. 7 BNatschG nicht vorliegen würden, auch eine Befreiung

nach § 67 BNatschG erteilt. Da mit der Durchführung der Ausbaumaßnahme die Verkehrssi-

cherheit durch die Trennung von Fußgängern und Radfahrern zum restlichen motorisierten

Verkehr deutlich gesteigert wird, wäre es für diese Verkehrsteilnehmer mit einer unzumutba-

ren Härte im Sinne des § 67 BNatschG verbunden, aus artenschutzrechtlichen Erwägungen

auf das Vorhaben zu verzichten.

Das Vorhaben ist daher unter den Gesichtspunkten des Artenschutzes zulässig.

VII.5 Habitat- und Vogelschutz (Gebietsschutz Natura 2000)

Bei der Projektzulassung müssen des Weiteren auch die naturschutzrechtlichen Anforderun-

gen beachtet werden, die sich aus der Vogelschutz-RL und der FFH-RL sowie den hierzu

ergangenen nationalen Umsetzungsbestimmungen des BNatSchG und des LNatSchG erge-

ben.

VII.5.1 Allgemeines

Das europäische Gemeinschaftsrecht normiert besondere Schutzbestimmungen zum Ge-

bietsschutz im Rahmen eines Schutzgebietssystems zur Schaffung eines kohärenten Netzes

„Natura 2000“. Die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben hierzu sind in der Richtlinie

79/409/EWG des Rates vom 02. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten,

ABl. EG Nr. L 103 vom 25. April 1979 (Vogelschutz-Richtlinie; VS-Richtlinie) und in der Richt-

linie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume

sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen Abl. Nr. L 206, S. 7 (Flora-Fauna-Habitat-Richtli-
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nie; FFH-Richtlinie) rechtlich verankert. Die naturschutzrechtlichen Vorgaben des europäi-

schen Gemeinschaftsrechts sind durch das Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom

29.07.2009 in deutsches Recht umgesetzt worden (§§ 32 ff. BNatSchG); ergänzende landes-

rechtliche Regelungen finden sich in den Vorschriften der §§ 17 ff LNatSchG. Diese gemein-

schaftsrechtlichen und nationalen Bestimmungen sehen rechtliche Vorgaben im Sinne eines

gestuften Schutz- bzw. Zulassungsregimes für die Projetzulassung vor, die bei der Prüfung

der Verträglichkeit eines Vorhabens mit dem Vogel- und FFH-Gebietsschutz zu beachten sind.

Soweit Habitat- oder Vogelschutzbelange betroffen sind, bedarf es einer eigenständigen Prü-

fung am Maßstab dieser gemeinschaftsrechtlichen und nationalen Bestimmungen, weil sich

aus diesem Rechtsregime strikt zu beachtende Anforderungen ergeben, die nur nach Maß-

gabe eines strengen Prüfungssystems überwunden werden können.

Die rechtlichen Vorgaben für den europäischen Vogelgebietsschutz sind in Art. 4 der VS-RL

enthalten. Danach unterliegen Gebiete, welche die fachlichen Voraussetzungen eines euro-

päischen Vogelschutzgebietes erfüllen, einem strengen Schutzsystem. Gebiete, die zwar die

fachlichen Kriterien für eine Meldung als Vogelschutzgebiete erfüllen, aber bisher nicht durch

Ausweisung förmlich unter Schutz gestellt worden sind (faktische Vogelschutzgebiete), unter-

liegen dabei einem besonderen Schutzregime nach Art. 4 Abs. 4 S. 1 VS-RL. Eingriffe in sol-

che Gebiete sind nur unter den dort genannten engen Voraussetzungen zulässig. Die durch

die VS-RL geschützten und bereits als Vogelschutzgebiete ausgewiesenen Gebiete werden

durch die FFH-Richtlinie Teil eines kohärenten europäischen ökologischen Netzes („Natura

2000“). Nach ihrer Anerkennung und Ausweisung als Vogelschutzgebiet sind auf diese Ge-

biete hinsichtlich des Gebietsschutzes die Regelungen der FFH-Richtlinie anzuwenden. Die

ausgewiesenen Vogelschutzgebiete bilden dann zusammen mit den FFH-Gebieten auf natio-

naler Ebene das kohärente Schutzgebietsnetz „Natura 2000“. Für die nach Art. 4 Abs. 1 VS-

RL zu besonderen Schutzgebieten erklärten oder nach Art. 4 Abs. 2 VS-RL als solche aner-

kannten Gebiete treten somit die Verpflichtungen aus Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-RL mit dem

Zeitpunkt der Erklärung oder Anerkennung durch den Mitgliedsstaat an die Stelle der Ver-

pflichtungen aus Art. 4 Abs. 4 VS-RL. Mit der Erklärung oder Anerkennung des Vogelschutz-

gebietes durch den Mitgliedsstaat wird damit das strengere Schutzregime der VS-RL durch

das weniger strenge Schutzsystem der FFH-RL abgelöst. Mithin gilt für anerkannte bzw. aus-

gewiesene Vogelschutzgebiete dasselbe Schutzregime wie für ausgewiesene FFH-Gebiete.

Dies ergibt sich aus Art. 7 der FFH-RL.

Die rechtlichen Vorgaben für die Zulassung von Vorhaben im Bereich von Gebieten von ge-

meinschaftlicher Bedeutung, sprich die so genannten FFH-Gebiete, sind gemeinschaftsrecht-

lich in Art. 6 der FFH-RL sowie in den entsprechenden nationalen Umsetzungsbestimmungen

in §§ 32 ff. BNatSchG i.V.m. § 17 ff. LNatSchG normiert. Für Projekte im Bereich ausgewie-

sener Vogel- und/oder FFH-Schutzgebiete gelten dann im Wesentlichen dieselben Zulas-

sungsvoraussetzungen.

Die in Rheinland-Pfalz als Vogelschutzgebiete und FFH-Gebiete ausgewiesenen Gebiete, die

Bestandteile des kohärenten europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ sind, sind in
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§ 17 LNatSchG geregelt. Die in der dortigen Anlage 1 genannten Gebiete von gemeinschaft-

licher Bedeutung und die in der Anlage 2 genannten Europäischen Vogelschutzgebiete stehen

unter besonderem Schutz. Zweck der Unterschutzstellung ist es, die Erhaltung oder Wieder-

herstellung eines günstigen Erhaltungszustands der in den Gebieten der Anlage 1 genannten

natürlichen Lebensraumtypen, Tier- und Pflanzenarten sowie der in den Gebieten der Anlage

2 genannten Vogelarten und ihrer Lebensräume zu gewährleisten. Die für die Vogelschutz-

und FFH-Gebiete maßgeblichen Erhaltungsziele sind in der Landesverordnung über die Er-

haltungsziele in den Natura 2000-Gebieten vom 18. Juli 2005 (GVBl. S. 323) (in ihrer jeweils

aktuellen Fassung) näher bestimmt.

Nach Art. 6 Abs. 3 S. 1 FFH-RL sind Pläne oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Ver-

waltung eines FFH-Gebietes in Verbindung stehen oder hierfür notwendig sind, einer Prüfung

auf ihre Verträglichkeit mit den für das FFH-Gebiet oder Vogelschutzgebiet festgelegten Er-

haltungszielen zu unterziehen, wenn sie das FFH-Gebiet oder Vogelschutzgebiet einzeln oder

im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten „erheblich beeinträchtigen“ könnten.

Sind derartige Beeinträchtigungen offensichtlich ausgeschlossen, bedarf es keiner weiteren

Prüfung unter dem Gesichtspunkt des Habitat- bzw. Vogelschutzes. Das Vorhaben ist dann

unter dem Aspekt des Habitat- bzw. Vogelschutzes ohne weiteres zulässig.

Lassen sich im Rahmen der vorbeschriebenen Prüfung (Screening) „erhebliche Beeinträchti-

gungen“ hingegen nicht ausschließen, so bedarf es der Durchführung einer FFH-Verträglich-

keitsprüfung gemäß Art. 6 Abs. 3 S. 2 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 18

LNatSchG. Ist der Eingriff nach den Ergebnissen dieser Verträglichkeitsprüfung mit den Erhal-

tungszielen für das Gebiet als Ganzes und seinen wesentlichen Bestandteilen vereinbar, ist

das Vorhaben ebenfalls zulässig. Auch in diesem Falle wäre dann keine weitere FFH-Prüfung

mehr erforderlich.

Ergibt die Verträglichkeitsprüfung dagegen, dass das Vorhaben zu erheblichen Beeinträchti-

gungen der für die Erhaltungsziele des jeweiligen Vogelschutzgebietes / FFH-Gebietes maß-

geblichen Gebietsbestandteile führt, ist der Eingriff grundsätzlich nach den Bestimmungen Art.

6 Abs. 3 S. 2 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 2 BNatSchG unzulässig. Ein Eingriff kann dann nur

ausnahmsweise noch zugelassen werden, wenn weitere Voraussetzungen erfüllt sind. Dies

setzt voraus, dass der Eingriff aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen In-

teresses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art gerechtfertigt werden kann.

Mit der Qualifizierung der öffentlichen Belange als „zwingende Gründe“ wird verdeutlicht, dass

nur besonders schwerwiegende öffentliche Belange als Ausnahmerechtfertigung in Betracht

kommen; es muss sich aber nicht um unausweichliche Sachzwänge handeln; gemeint ist viel-

mehr ein durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein geleitetes staatliches Handeln. Wer-

den in dem FFH-Gebiet - für Vogelschutzgebiete gilt diese zusätzliche Voraussetzung nicht -

prioritäre natürliche Lebensraumtypen und / oder eine prioritäre Art beeinträchtigt, können al-

lerdings nur Erwägungen im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen und der öf-

fentlichen Sicherheit oder im Zusammenhang mit maßgeblichen günstigen Auswirkungen auf

die Umwelt oder, nach Einholung einer Stellungnahme der EU-Kommission, andere zwin-

gende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses berücksichtigt werden (Art. 6 Abs.
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4 UA 2 FFH-RL, § 34 Abs. 4 Satz 2 BNatSchG). Außerdem darf für das Vorhaben keine zu-

mutbare Alternativlösung gegeben sein, bei der das Vorhaben unter Berücksichtigung der Pro-

jektzielsetzung mit geringeren Nachteilen für die geschützten FFH- und Vogelschutzbelange

realisierbar wäre. Überdies sind alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen (Kohärenzsiche-

rungsmaßnahmen) zu ergreifen, um die globale Kohärenz von „Natura 2000“ zu schützen (Art.

6 Abs. 4 FFH-RL, § 34 Abs. 5 BNatSchG). Diese weiter gehenden Anforderungen sind aller-

dings nur dann relevant, wenn das Vorhaben bezogen auf die Erhaltungsziele für das Gebiet

als Ganzes oder wesentliche Teile unverträglich ist. Im Falle seiner Verträglichkeit sind zu-

sätzliche Anforderungen nicht zu erfüllen.

VII.5.2 Ausführungen zur Betroffenheit des FFH-Gebietes „Bienwaldschwemmfä-

cher“

Das Straßenbauvorhaben liegt vollständig im FFH-Gebiet „Bienwaldschwemmfächer“ (FFH-

Gebiet 6914-301).

Das mit einem Umfang von ca. 13.571 ha vorhandene FFH-Gebiet erstreckt sich über die

gesamte Landschaft des Bienwaldes mit dem sogenannten Viehstrich im Westen und der im

Norden bis bei Rheinzabern verlaufenden Bruchbach-Otterbach Niederung. Das Gebiet liegt

innerhalb der naturräumlichen Haupteinheitengruppe „Nördliches Oberrheinisches Tiefland“

respektive der naturräumlichen Haupteinheiten „Vorderpfälzer Tiefland“, „Haardtrand“ und

„Nördliche Oberrheinniederung“.

Die für das Schutzgebiet per Landesverordnung vom 22. Dezember 2008 formulierten Erhal-

tungsziele sind die Erhaltung oder Wiederherstellung

¶ von bodensauren Eichenwäldern und Eichen-Hainbuchenwäldern sowie Wälder nasser

und mooriger Standorte, auch als Habitat für holzbewohnende Käfer,

¶ von nicht intensiv genutztem Grünland als Lebensraum für Schmetterlinge (insbesondere

Maculinea ssp.) und von strukturreichen Biotopmosaiken aus Feucht- und Nasswiesen, ar-

tenreichen Magerwiesen und Borstgrasrasen,

¶ der Binnendünen,

¶ der natürlichen Dynamik an den Gewässern vor allem als Lebensraum für Fische, Mu-

scheln und Libellen,

¶ der bestehenden Grabensysteme als Lebensraum des Schlammpeitzgers.

Aus § 34 BNatSchG ergeben sich die Anforderungen hinsichtlich der Prüfung von Plänen und

Projekten auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Gebietes mit gemeinschaftli-

cher Bedeutung (FFH- oder Vogelschutzgebiet). Der Straßenbaulastträger hat die Auswirkun-

gen der vorliegend festgestellten Straßenbaumaßnahme auf die Erhaltungsziele und dem

Schutzzweck des FFH-Gebietes „Bienwaldschwemmfächer“ auch im Zusammenhang mit

sonstigen Projekten in einer Verträglichkeitsprüfung (vgl. Unterlage 19.4 der festgestellten

Planunterlagen) ermittelt, beschrieben und entsprechend gewertet. Das Gutachten kommt zu
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dem Ergebnis, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes in seinen für die

Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen durch die Anlegung des

Rad- und Gehweges zu erwarten sind.

Die Planfeststellungsbehörde erachtet das Gutachten als sachgerecht und schließt sich den

Ergebnissen vollinhaltlich an. Das Projekt ist unter Berücksichtigung der speziellen Maßnah-

men zur Vermeidung und Schadensbegrenzung verträglich mit den Erhaltungszielen des FFH-

Gebietes „Bienwaldschwemmmfächer“ und somit auch unter dem Aspekt des Habitatschutzes

zulässig.

Doch selbst wenn man entgegen den o. a. Ausführungen davon ausgehen müsste, dass durch

das Straßenbauprojekt „erhebliche Beeinträchtigungen“ des FFH-Gebietes zu erwarten wä-

ren, ergäbe sich hieraus für die Zulässigkeit des Verfahrens keine andere Beurteilung, da die

Ausnahmevoraussetzungen des Art. 6 Abs. 4 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 3 BNatSchG, § 18

LNatSchG gegeben sind und das Vorhaben damit auf Grundlage dieser Abweichungsprüfung

realisiert werden könnte. Aufgrund der vorgenannten Vorschriften kann ein Vorhaben nur dann

zugelassen werden, wenn es im Interesse der öffentlichen Sicherheit liegt und aus zwingen-

den Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder

wirtschaftlicher Art notwendig ist und zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten

Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht ge-

geben sind. Diese Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall erfüllt. Auch wenn man unter-

stellen müsste, dass Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele des FFH-Gebietes „Bienwald-

schwemmfächer“ auftreten würden, so stände dieses einer Projektzulassung im Wege der

oben dargestellten Ausnahmeprüfung nicht entgegen. Die Anlegung eines Rad- und Gehwe-

ges wäre dann nämlich aus „zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses

einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art sowie im Interesse der öffentlichen Si-

cherheit“ geboten. Die zwingenden Gründe ergeben sich bereits aus den Erwägungen zur

Planrechtfertigung des Vorhabens selbst. In den offen gelegten Planunterlagen sowie im vor-

liegenden Planfeststellungsbeschluss sind die Gründe für die Erforderlichkeit der Straßenbau-

maßnahme ausführlich dargelegt. Insbesondere ist hier die Steigerung der Verkehrssicherheit

hervorzuheben. Weiterhin ist auch zu berücksichtigen, dass den für die Maßnahme sprechen-

den Gründen des öffentlichen Interesses vergleichsweise geringfügige Beeinträchtigungen

unter dem Gesichtspunkt des FFH-Gebietsschutzes entgegenstehen würden, denen in der

Gesamtbetrachtung keinesfalls ein überwiegendes Gewicht beizumessen wäre.

Zumutbare Alternativen, mit denen das Projekt ohne bzw. mit geringeren Beeinträchtigungen

für das FFH-Gebiet zu verwirklichen wäre, sind nicht vorhanden. Diesbezüglich wird zur Ver-

meidung von Wiederholungen auf die Ausführungen in Kapitel E, Nr. IV dieses Planfeststel-

lungsbeschlusses verwiesen.

Im Falle der Genehmigung des Vorhabens im Rahmen der oben beschriebenen Abweichungs-

prüfung wären gem. Art. 6 Abs. 4 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 5 BNatSchG Kohärenzsicherungs-

maßnahmen erforderlich. Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass der Straßenbaulastträ-

ger Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorgesehen hat, die sicherstellen,
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dass die Kohärenz des Natura 2000-Netzes gewahrt bleibt. Hinsichtlich der weiteren Einzel-

heiten wird auf die naturschutzfachlichen Unterlagen und Fachbeiträge sowie auf den gesam-

ten Inhalt dieses Planfeststellungsbeschlusses verwiesen.

Insofern ist festzustellen, dass das Vorhaben auch im Wege einer Ausnahme- bzw. Abwei-

chungsprüfung zugelassen werden könnte.

VII.5.3 Ausführungen zur Betroffenheit des Vogelschutzgebietes „Bienwald und

Viehstrichwiesen“

Das Straßenbauvorhaben liegt vollständig im Vogelschutzgebiet „Bienwald und Viehstrichwie-

sen“ (VS-Gebiet 6914-401).

Das in einem Umfang von ca. 16.367 ha vorhandene Vogelschutzgebiet erstreckt sich über

die gesamte Landschaft des Bienwaldes mit dem sogenannten Viehstrich im Westen und der

im Norden bis bei Rheinzabern verlaufenden Bruchbach-Otterbach Niederung. Das Gebiet

liegt innerhalb der naturräumlichen Haupteinheitengruppe „Nördliches Oberrheinisches Tief-

land“ respektive der naturräumlichen Haupteinheiten „Vorderpfälzer Tiefland“, „Haardtrand“

und „Nördliche Oberrheinniederung“.

Die für das Schutzgebiet per Landesverordnung vom 18. Juli 2005 formulierte Erhaltungsziele

sind die Erhaltung oder Wiederherstellung:

¶ von arten- und strukturreichen Feucht- und Nasswiesen,

¶ von Magerwiesen, Halbtrockenrasen und Streuobstwiesen, auch als Nahrungshabitat

¶ von alt- und totholzreichen, teilweise lichten Laub-Mischwäldern, auch als Brutplatz.

Aus § 34 BNatSchG ergeben sich die Anforderungen hinsichtlich der Prüfung von Plänen und

Projekten auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Gebietes mit gemeinschaftli-

cher Bedeutung (FFH- oder Vogelschutzgebiet).

Der Straßenbaulastträger hat die Auswirkungen der vorliegend festgestellten Baumaßnahme

auf die Erhaltungsziele und dem Schutzzweck des Vogelschutzgebietes „Bienwald und Vieh-

strichwiesen“ in einer Verträglichkeitsprüfung (vgl. Unterlage 12.5 der planfestgestellten Un-

terlagen) ermittelt, beschrieben und entsprechend gewertet. Das Gutachten kommt zu dem

Ergebnis, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen des Vogelschutzgebietes in seinen für

die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen durch die Anlegung

eines Rad- und Gehweges entlang der L 545 zu erwarten sind.

Die Planfeststellungsbehörde erachtet die gutachterlichen Ausführungen als sachgerecht und

schließt sich der Beurteilung des Gutachters vollinhaltlich an. Das Projekt ist unter Berück-

sichtigung der speziellen Maßnahmen zur Vermeidung und Schadensbegrenzung verträglich

mit den Erhaltungszielen des Vogelschutzgebietes „Bienwald und Viehstrichwiesen“ und somit

auch unter dem Aspekt des Habitatschutzes zulässig.

Doch selbst wenn man entgegen den o. a. Ausführungen davon ausgehen müsste, dass durch



Kapitel E, Begründung

Seite 42

die Anlegung des Rad- und Gehweges an der L 545 zwischen Steinfeld und Bienwaldmühle

„erhebliche Beeinträchtigungen“ des Vogelschutzgebietes zu erwarten wären, ergäbe sich hie-

raus für die Zulässigkeit des Verfahrens keine andere Beurteilung, da die Ausnahmevoraus-

setzungen des Art. 6 Abs. 4 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 3 BNatSchG, § 18 LNatSchG gegeben

sind und das Vorhaben damit auf Grundlage dieser Abweichungsprüfung realisiert werden

könnte. Aufgrund der vorgenannten Vorschriften kann ein Vorhaben nur dann zugelassen wer-

den, wenn es aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses ein-

schließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art notwendig ist bzw. im Interesse der öffent-

lichen Sicherheit liegt und zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an

anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind.

Diese Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall erfüllt. Auch wenn man unterstellen müsste,

dass Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele des Vogelschutzgebietes „Bienwald und Vieh-

strichwiesen“ auftreten würden, so stände dieses einer Projektzulassung im Wege der oben

dargestellten Ausnahmeprüfung nicht entgegen.

Der Ausbau der L 545 durch Anlegung eines Rad- und Gehweges wäre dann nämlich aus

„zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozi-

aler und wirtschaftlicher Art“ und „im Interesse der öffentlichen Sicherheit“ geboten. Dies ergibt

sich bereits aus den Erwägungen zur Planrechtfertigung des Vorhabens selbst. In den offen

gelegten Planunterlagen sowie im vorliegenden Planfeststellungsbeschluss sind die Gründe

für die Erforderlichkeit der Straßenbaumaßnahme ausführlich dargelegt. Insbesondere ist hier

die Steigerung der Verkehrssicherheit hervorzuheben. Weiterhin ist auch zu berücksichtigen,

dass den für die Maßnahme sprechenden Gründen des öffentlichen Interesses vergleichs-

weise geringfügige Beeinträchtigungen unter dem Gesichtspunkt des Vogelschutzes entge-

genstehen würden, denen in der Gesamtbetrachtung keinesfalls ein überwiegendes Gewicht

beizumessen wäre.

Zumutbare Alternativen, mit denen das Projekt ohne bzw. mit geringeren Beeinträchtigungen

für das Vogelschutzgebiet zu verwirklichen wäre, sind nicht vorhanden. Diesbezüglich wird zur

Vermeidung von Wiederholungen insbesondere auf die Ausführungen in Kapitel E, Nr. IV die-

ses Planfeststellungsbeschlusses verwiesen.

Im Falle der Genehmigung des Vorhabens im Rahmen der oben beschriebenen Abweichungs-

prüfung wären gem. Art. 6 Abs. 4 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 5 BNatSchG Kohärenzsicherungs-

maßnahmen erforderlich. Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass der Straßenbaulastträ-

ger Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorgesehen hat, die sicherstellen,

dass die Kohärenz des Natura 2000-Netzes gewahrt bleibt. Hinsichtlich der weiteren Einzel-

heiten wird auf die naturschutzfachlichen Unterlagen und Fachbeiträge sowie auf den gesam-

ten Inhalt dieses Planfeststellungsbeschlusses verwiesen. Insofern ist festzustellen, dass das

Vorhaben auch im Wege einer Ausnahme- bzw. Abweichungsprüfung zugelassen werden

könnte.
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VII.6 Umweltverträglichkeitsprüfung

Für das vorliegende Straßenbauvorhaben besteht nach den einschlägigen rechtlichen Vorga-

ben eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Eine solche Umwelt-

verträglichkeitsprüfung wurde hier durchgeführt. Der vorliegende Planfeststellungsbeschluss

enthält nachfolgend die diesbezüglichen Feststellungen.

VII.6.1 Darstellung der Rechtsgrundlagen

Das europäische Gemeinschaftsrecht formuliert rechtliche Vorgaben für die Feststellung der

Umweltverträglichkeit bei der Zulassung bestimmter Vorhaben, namentlich auch bestimmter

Straßenbauvorhaben. Die maßgeblichen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts sind in der

Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten

Projekten - der EU-UVP-Richtlinie - vom 27. Juni 1985 (85/337/EWG) in ihrer heute gültigen

aktuellen Fassung normiert. Die Vorgaben der EU-UVP-Richtlinie sind im deutschen Recht

umgesetzt. Die entsprechenden nationalen Umsetzungsbestimmungen finden sich bundes-

rechtlich im Gesetz zur Umsetzung der vorgenannten UVP-Richtlinie vom 12. Februar 1990

(BGBl. I, S. 205), dem UVPG, sowie im rheinland-pfälzischen Landesrecht im Landesgesetz

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (LUVPG) vom 22. Dezember 2015 (GVBl. 2015, S.

516) in ihrer jeweils gültigen Fassung. Das UVPG und das LUVPG enthalten - für ihren jewei-

ligen Anwendungsbereich - die maßgeblichen Bestimmungen für die Durchführung der Um-

weltverträglichkeitsprüfung bei den von ihnen erfassten Straßenbauvorhaben. Das LUVPG

verweist für seinen Anwendungsbereich im Wesentlichen auf die Bestimmungen des UVPG.

Durch das „Gesetz zur Modernisierung des Rechts der Umweltverträglichkeitsprüfung“ vom

20.07.2017 (BGBl I, S. 2808 ff) wurde u.a. das UVPG geändert; das Änderungsgesetz ist am

29.07.2017 in Kraft getreten. Aufgrund der Übergangsbestimmung des § 74 Abs. 2 Nr. 2

UVPG/neu kann das vorliegende Verfahren nach der Fassung des UVP-Gesetzes, die vor

dem 16.05.2017 galt, zu Ende geführt werden. Die nachfolgend zitierten §§ des UVP-Geset-

zes beziehen sich daher auf die bis zum 28.07.2017 gültige Fassung des UVP-Gesetzes

(UVPG/alt).

Durch das „Landesgesetz zur Änderung umweltprüfungsrechtlicher Vorschriften“ vom

27.03.2018 (GVBl Nr. 5, S. 55 ff) wurde u.a. das LUVPG geändert; das Änderungsgesetz ist

am 19.04.2018 in Kraft getreten. Aufgrund der Übergangsbestimmung des § 7 Abs. 2 Nr. 2

LUVPG/neu kann das vorliegende Verfahren nach der Fassung des LUVP-Gesetzes, die vor

dem 16.05.2017 galt, zu Ende geführt werden. Die nachfolgend zitierten §§ des LUVP-Geset-

zes beziehen sich daher auf die bis zum 18.04.2018 gültige Fassung des LUVP-Gesetzes

(LUVPG/alt).
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VII.6.2 Feststellung der ordnungsgemäßen Anwendung der UVP-Bestimmungen

Bei der vorliegenden Straßenplanung für den Ausbau der L 545 durch Bau eines Rad- und

Gehweges zwischen Steinfeld und Bienwaldmühle sind die rechtlichen Vorgaben des europä-

ischen Gemeinschaftsrechts und des nationalen Rechts hinsichtlich der Prüfung der Umwelt-

verträglichkeit (UVP) des Straßenbauvorhabens beachtet worden. Das Straßenbauvorhaben

wurde uvp-rechtlich zutreffend eingeordnet. Die Prüfung der Umweltverträglichkeit ist umfas-

send abgearbeitet worden. Das Verfahren wurde im Einklang mit den maßgeblichen Bestim-

mungen des UVP-Rechts durchgeführt. Die für das Vorhaben durchgeführte Umweltverträg-

lichkeitsprüfung genügt in jeder Hinsicht den Anforderungen des UVP-Rechts.

VII.6.3  Bestehen einer UVP-Pflicht

Das vorliegende Verfahren betrifft den Ausbau einer Landesstraße. Die Planung sieht den

Ausbau der L 545 durch Bau eines Rad- und Gehweges zwischen Steinfeld und Bienwald-

mühle auf einer Länge von etwa 5,77 km vor. Die Anpassung von bestehenden Entwässe-

rungseinrichtungen sowie die Bepflanzungsmaßnahmen im Zusammenhang mit den erforder-

lichen landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind ebenfalls Bestand-

teil der vorliegenden Planung.

Das Vorhaben unterliegt den Bestimmungen des Landesgesetzes über die Umweltverträglich-

keitsprüfung (LUVPG). Nach § 4 LUVPG sind die Bestimmungen der §§ 3a ff UVPG/alt ent-

sprechend anzuwenden. Für das Vorhaben besteht nach den Bestimmungen dieses Gesetzes

eine UVP-Pflicht. Die für das Vorhaben maßgeblichen Bestimmungen sind in den §§ 3b, 3c

und 3e UVPG/alt enthalten. Vorliegend handelt es sich um eine Ausbaumaßnahme, so dass

sich die Eingangsvoraussetzungen für eine UVP grundsätzlich aus § 3e UVPG/alt ergeben

müssten. Bedingt durch die Lage des Straßenbauprojektes im FFH-Gebiet „Bienwald-

schwemmfächer“ und dem Vogelschutzgebiet „Bienwald und Viehstrichwiesen“ würden über-

schlägige Prüfungen mittels einer „Allgemeinen Prüfung des Einzelfalles“ aber nicht ausrei-

chend sein, um erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die in § 2 UVPG/alt genannte Schutz-

güter gänzlich ausschließen zu können. Daher wird im vorliegenden Verfahren vorsorglich von

einer UVP-Pflicht ausgegangen. Die Planfeststellungsbehörde hat dementsprechend in Kapi-

tel A, Nr. V die UVP-Pflichtigkeit des Vorhabens festgestellt.

VII.6.4  Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) unterliegt bestimmten standardisierten Vorgaben.

Diese Vorgaben sind im UVPG/alt normiert. Auf das vorliegende, dem Landesstraßenrecht

(Landesstraßengesetz) unterliegende Verfahren finden gemäß § 4 Abs. 1 LUVPG/alt die Best-

immungen des UVPG/alt für die Durchführung der UVP entsprechende Anwendung. Die hier-

nach maßgeblichen rechtlichen Vorgaben für die Durchführung der UVP wurden bei der vor-

liegenden Planung beachtet.



Kapitel E, Begründung

Seite 45

VII. 6.4.1  Allgemeines zur Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gemäß § 2 LUVPG/alt stellt einen unselbständigen

Teil der verwaltungsbehördlichen Verfahren dar, die der Entscheidung über die Zulässigkeit

des Vorhabens dienen. Durch die UVP erfahren die nach den jeweiligen Fachgesetzen durch-

zuführenden Zulassungsverfahren in umweltrechtlicher Hinsicht keine materiell-rechtliche An-

reicherung. Die UVP beschränkt sich vielmehr auf verfahrensrechtliche Anforderungen im Vor-

feld der Sachentscheidung, zu der ein Bezug nur insoweit hergestellt wird, als das Ergebnis

der Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 12 UVPG/alt (vgl. auch Art. 8 der UVP-Richtlinie)

im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zu berücksichtigen ist. Die Vorschriften zur UVP

verlangen dementsprechend, dass die Zulassungsbehörde das Ergebnis der Umweltverträg-

lichkeitsprüfung in ihre Erwägungen einbezieht. Das Umweltverträglichkeitsprüfungsrecht nö-

tigt nicht dazu, den räumlichen Umfang der Prüfung in der Planfeststellung weiter auszudeh-

nen als er vom materiellen Planungsrecht gefordert wird. Die UVP umfasst - zusammenfas-

send ausgedrückt - die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der unmittelbaren und mit-

telbaren Auswirkungen des Vorhabens auf die in § 2 LUVPG/alt genannten Schutzgüter

Mensch, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere und Pflanzen und die biologische

Vielfalt, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie Kultur- und sonstige Sachgüter

einschließlich der jeweiligen Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern.

Sie gewährleistet so eine auf die Umwelteinwirkungen zentrierte Prüfung und ermöglicht es,

die Umweltbelange in gebündelter Form herauszuarbeiten. Auf der Grundlage der vom Vor-

habenträger hierzu gemäß § 6 UVPG/alt vorzulegenden Planunterlagen, welche auch eine

allgemein verständliche, nichttechnische Zusammenfassung der uvp-relevanten Projektanga-

ben umfassen, der im Zulassungsverfahren eingegangen behördlichen Stellungnahmen sowie

der Äußerungen der betroffenen Öffentlichkeit erarbeitet die Zulassungsbehörde nach § 11

UVPG/alt eine zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen des Vorhabens. Die

Umweltauswirkungen des Vorhabens sind schließlich auf der Grundlage der zusammenfas-

senden Darstellung nach § 11 zu bewerten und diese Bewertung bei der Entscheidung über

die Zulässigkeit des Vorhabens zu berücksichtigen (§ 12 UVPG/alt). Die Umweltverträglich-

keitsprüfung (UVP) soll auf diese Weise sicherstellen, dass bei den uvp-pflichtigen Vorhaben

die Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne einer wirksamen Umweltvorsorge nach einheitli-

chen Grundsätzen frühzeitig und umfassend ermittelt, beschrieben und bewertet werden und

das Ergebnis der UVP im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge bei den behördlichen

Entscheidungen über die Zulässigkeit der Vorhaben berücksichtigt wird.

Der Träger des Vorhabens legt hierzu gem. § 6 Abs. 1 UVPG/alt die entscheidungserheblichen

Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens der zuständigen Behörde zu Beginn

des Verfahrens vor, in dem die Umweltverträglichkeit geprüft wird. Inhalt und Umfang dieser

Unterlagen bestimmen sich gem. § 6 Abs. 2 UVPG/alt nach den Rechtsvorschriften, die für

die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens maßgebend sind. Die Unterlagen müs-

sen dabei die in § 6 Abs. 3 und 4 UVPG/alt genannten Mindestangaben enthalten.
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Diese Angaben müssen nach § 6 Abs. 3 Satz 3 UVPG/alt Dritten die Beurteilung ermöglichen,

ob und in welchem Umfang sie von den Umweltauswirkungen des Vorhabens betroffen wer-

den können. Gemäß § 6 Abs. 3 Satz 2 UVPG/alt hat der Vorhabenträger auch eine allgemein

verständliche, nichttechnische Zusammenfassung der Angaben zu den Umweltauswirkungen

des Vorhabens beizufügen. Soweit dies für die Umweltverträglichkeitsprüfung nach der Art

des Vorhabens erforderlich ist, müssen die Unterlagen außerdem auch die in § 6 Abs. 4

UVPG/alt genannten Angaben enthalten.

Auf der Grundlage dieser Unterlagen ist eine Beteiligung der Öffentlichkeit vorzunehmen. Die

Einbeziehung der Öffentlichkeit erfolgt nach § 9 Abs. 1 UVPG/alt. Nach § 9 Abs. 1 S. 3

UVPG/alt muss die nach § 9 Abs. 1 S. 1 UVPG/alt erforderliche Anhörung der Öffentlichkeit

den Vorschriften des § 73 Abs. 3, 4 bis 7 VwVfG entsprechen. Die zuständige Behörde unter-

richtet im Rahmen des Zulassungsverfahrens gemäß § 7 UVPG/alt die Behörden (Träger öf-

fentlicher Belange), deren umweltbezogener Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt

wird, über das Vorhaben, übermittelt ihnen die Unterlagen nach § 6 UVPG/alt und holt ihre

Stellungnahmen ein. Der betroffenen Öffentlichkeit wird im Rahmen der Beteiligung Gelegen-

heit zur Äußerung gegeben. Bei der Bekanntmachung zu Beginn des Beteiligungsverfahrens

hat die zuständige Behörde die Öffentlichkeit über die in § 9 Abs. 1a UVPG/alt genannten

Informationen zu unterrichten; gemäß § 9 Abs. 1b UVPG/alt sind zumindest die dort gelisteten

Unterlagen zur Einsicht für die Öffentlichkeit auszulegen.

Die zuständige Behörde erarbeitet auf der Grundlage der vom Vorhabenträger beigebrachten

Unterlagen nach § 6 UVPG/alt, der behördlichen Stellungnahmen nach § 7 UVPG/alt sowie

der Äußerungen der betroffenen Öffentlichkeit nach § 9 eine zusammenfassende Darstellung

der Umweltauswirkungen des Vorhabens sowie der Maßnahmen, mit denen erhebliche nach-

teilige Umweltauswirkungen vermieden, vermindert oder ausgeglichen werden, einschließlich

der Ersatzmaßnahmen bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen Eingriffen in Natur und

Landschaft (§ 11 UVPG/alt). Die Ergebnisse eigener Ermittlungen sind einzubeziehen. Die

zusammenfassende Darstellung kann in der Begründung der Entscheidung über die Zulässig-

keit des Vorhabens erfolgen. Die Begründung enthält erforderlichenfalls die Darstellung der

Vermeidungs-, Verminderungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Die Umweltauswirkun-

gen des Vorhabens sind schließlich von der zuständigen Behörde auf der Grundlage ihrer

zusammenfassenden Darstellung nach § 11 UVPG/alt zu bewerten und diese Bewertung bei

der Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Umwelt-

vorsorge zu berücksichtigen (§ 12 UVPG/alt).

VII.6.4.2 Umweltverträglichkeitsprüfung

Diesen rechtlichen Anforderungen an die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung

wurde bei der hier festgestellten Straßenplanung Rechnung getragen. Der Straßenbaulastträ-

ger hat die Auswirkungen der hier festgestellten Straßenplanung nach Maßgabe und in ent-

sprechender Anwendung des UVPG auf die dort näher beschriebenen Schutzgüter einschließ-

lich ihrer Wechselwirkungen dargestellt. Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt
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wurden identifiziert, beschrieben und entsprechend bewertet. Die maßgeblichen Erkenntnisse

wurden in einer „Allgemeinverständlichen Zusammenfassung“ nach § 6 UVPG dargelegt; die

weiteren nach § 6 UVPG/alt erforderlichen Unterlagen wurden von ihm ebenfalls vorgelegt.

Die Unterlagen des Vorhabenträgers entsprachen den Anforderungen des § 6 UVPG/alt, ins-

besondere ist eine allgemein verständliche zusammenfassende Darstellung der Maßnahme

und ihrer Umweltauswirkungen als Anhang zum Erläuterungsbericht enthalten. Die verfah-

rensrechtlichen Vorschriften sind ebenfalls eingehalten worden (Siehe auch Kapitel E, Nr. III

dieses Beschlusses). Die Anhörungsbehörde hat die nach § 6 UVPG/alt erforderlichen Unter-

lagen den nach § 7 UVPG/alt zu beteiligenden Behörden (Träger öffentlicher Belange) zuge-

leitet und diese um Stellungnahme gebeten. Die Öffentlichkeitsbeteiligung hat gemäß § 9 Abs.

1 Satz 3 UVPG/alt den Vorschriften des § 73 Abs. 3, 4 bis 7 VwVfG entsprochen. Die Einbe-

ziehung der Öffentlichkeit nach § 9 Abs. 1 UVPG/alt erfolgte im Rahmen des Anhörungsver-

fahrens in Gestalt der Planoffenlage und der hierbei eröffneten Möglichkeit zur Äußerung. Die

Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung (Planauslegung) enthielt die in § 9 Abs. 1a

UVPG/alt verlangten Informationen; die Offenlage der in §§ 6 und 9 Abs. 1b UVPG/alt genann-

ten Unterlagen ist erfolgt. Die Planfeststellungsbehörde hat die Umweltauswirkungen des Vor-

habens auf der Grundlage der nachfolgenden zusammenfassenden Darstellung nach § 11

UVPG/alt bewertet. Diese Bewertung wird bei der vorliegenden Entscheidung über die Zuläs-

sigkeit des Vorhabens berücksichtigt (§ 12 UVPG/alt).

Der Straßenbaulastträger hat die Auswirkungen der hier festgestellten Straßenplanung nach

Maßgabe und in entsprechender Anwendung des Gesetzes zur Umweltverträglichkeitsprü-

fung auf die dort näher beschriebenen Schutzgüter geprüft. Die Auswirkungen des Vorhabens

wurden ermittelt, beschrieben und entsprechend gewertet. Die festgestellten Planunterlagen

beinhalten die entscheidungserheblichen Angaben hinsichtlich der umweltrelevanten Auswir-

kungen des Vorhabens im Sinne von § 6 UVPG/alt. Diese war auch Gegenstand der Planof-

fenlage. Vom Straßenbaulastträger ist aufgrund der erfolgten Planänderungen im laufenden

Verfahren (Querschnittreduzierung, Anpassung der Bilanzierung) eine ergänzende natur-

schutzfachliche Beurteilung im Rahmen einer „Anpassung und Ergänzung des Landschafts-

pflegerischen Begleitplanes“ vorgelegt worden. Da im Anhörungsverfahren keine wesentli-

chen neuen umweltrelevanten Gesichtspunkte vorgebracht bzw. erkennbar geworden sind,

haben sich an der Einschätzung zur Umweltverträglichkeit der Maßnahme auch unter Berück-

sichtigung der Ergebnisse des Anhörungsverfahrens keine grundlegenden Änderungen erge-

ben. Somit kann bezüglich der zusammenfassenden Darstellung nach § 11 UVPG/alt sowie

der abschließenden Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens durch die Planfest-

stellungsbehörde maßgeblich auf den Erkenntnissen der vorausgegangenen Zusammenfas-

sung nach § 6 UVPG/alt sowie auf dem sonstigen Akteninhalt mit UVP-Bezug Bezug genom-

men werden. Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung sind in die Entscheidungsfin-

dung der Planfeststellungsbehörde eingeflossen und wurden gemäß § 12 UVPG/alt bei der

Planfeststellungsentscheidung in dem rechtlich gebotenen Umfang berücksichtigt.

Das geschilderte Verfahren der Umweltverträglichkeitsprüfung und die diesbezüglichen Be-

wertungen der Planfeststellungsbehörde stehen im Einklang mit den Anforderungen des
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UVP-Rechts. Die Zulassung des Vorhabens begegnet daher auch unter uvp-rechtlichen Ge-

sichtspunkten keinen Bedenken.

VIII. Ergänzende Erläuterungen zu den Einwendungen und Forderungen

Die Einwendungen und Forderungen der in Kapitel D aufgeführten Beteiligten konnten zum

Teil durch die erklärende Stellungnahme der Straßenbaudienststelle im Rahmen des Anhö-

rungsverfahrens ohne über den Plan hinausgehende Regelungen ausgeräumt werden. Teil-

weise ist den Einwendungen und Forderungen auch durch die Festlegungen in den festge-

stellten Unterlagen sowie durch die Aufnahme entsprechender Verpflichtungen in den Kapiteln

B und C dieses Beschlusses Rechnung getragen worden, so dass sie als ausgeräumt und

erledigt angesehen werden.

Zu den darüber hinausgehenden Einwendungen und Forderungen wird ergänzend zu den

Ausführungen insbesondere in Kapitel E dieses Planfeststellungsbeschlusses Nachfolgendes

erläutert:

VIII.1 Träger öffentlicher Belange

VIII.1.1 Landwirtschaftskammer Rheinland- Pfalz

Die Landwirtschaftskammer äußert in ihrer Stellungnahme Bedenken zur Planung, insbeson-

dere die naturschutzfachlichen Unterlagen.

Zunächst wird darauf hingewiesen, dass durch die Überarbeitung der landschaftspflegeri-

schen Unterlagen keine weitere Betroffenheit von landwirtschaftlichen Flächen ausgelöst

wurde. In der Ursprungsplanung war die Ersatzmaßnahme E 1 auf landwirtschaftlich genutz-

ten Flächen vorgesehen. Diese Maßnahme wurde allerdings im weiteren Verlauf aufgrund

mehrerer Einwendungen geändert. Die Kompensation der Versiegelung erfolgt im Ökokonto

„Hochstadt“. Hierbei handelt es nicht (mehr) um landwirtschaftliche Nutzflächen. Des Weiteren

ist die Ersatzmaßnahme E 3 durch Auflage der Planfeststellungsbehörde verlegt worden. Die

ursprünglich vorgesehene Entwicklung gestufter Waldränder, Waldneuanlage auf landwirt-

schaftlichen Flächen ist auf anderweitigen Flächen, vorrangig in das Ökokonto zu verlegen.

Damit fällt die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen hinsichtlich beider Ersatz-

maßnahmen weg. Des Weiteren ist anzumerken, dass die voll- oder teilversiegelten Flächen

(Sicherheitsstreifen, Fahrbahn und Bankette) gegenüber der ursprünglich geplanten Bau-

weise im Querschnitt von 4,75m auf 4,00m, d. h. um 0,75m reduziert wurden.

Die Landwirtschaftskammer zweifelt an dem ermittelten Eingriffsbereich, der sich von 2,88 ha

auf 3,35 ha erhöht hat. Der größere Eingriffsbereich gegenüber der ursprünglichen Bilanzie-

rung trotz reduziertem Radwegequerschnitt ergibt sich durch die Geländemodellierung. Au-

ßerdem wurde seitens der Forstverwaltung ein Streifen von 4,50m in den Abschnitten mit

Waldbestand des Forstes gefordert, der entsprechend in der Bilanzierung zu berücksichtigen

war. Hinsichtlich des Ausgleiches der Konflikte 1 und 3 ist anzumerken, dass der Verlust von

mittel- und höherwertiger Biotopstrukturen durch Versiegelung zusätzlich zum Konflikt KV
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(Versiegelung) bilanziert wurde, der somit ausschließlich die Bodenfunktionen behandelt.

Diese Biotopverluste waren in der ursprünglichen Bilanzierung dem Konflikt KV zugeordnet.

Die Landwirtschaftskammer moniert in ihrer Stellungnahme den Konflikt 4, bei welchem 4,50m

ab der Fahrbahnkante des Radweges zu bewaldeten Abschnitten freizuhalten seien. Es wird

davon ausgegangen, dass sich hier auf Konflikt 6 bezogen wurde, da der Konflikt 4 ausschließ-

lich den Verlust von Einzelbäumen außerhalb der Waldflächen beinhaltet. Der Konflikt 6 (Be-

einträchtigung von Waldbeständen durch Verkehrssicherung) sieht einen Streifen von 4,50m

Breite ab Fahrbahnrand Radweg (entspricht 2,25 m ab Außenkante Geländemodellierung)

vor, in dem aus Gründen der Verkehrssicherung Bäume erster Ordnung entfernt werden müs-

sen. Dieser Streifen bezieht sich ausschließlich auf den Waldbereich. Die Bilanzierung enthält

nur solche Abschnitte mit Altbaumbestand, in denen akut Bäume erster Ordnung entnommen

werden müssen und dies zu einer Reduzierung der Biotopfunktion führen würde. Bei den er-

mittelten 0,18ha trifft dies auf lediglich auf 800m von 5.770m Baustrecke zu.

Im Weiteren stellt die Landwirtschaftskammer dar, dass eine deutliche Überkompensation vor-

liegen würde. Auch dieser Anmerkung kann nicht entsprochen werden. Die Änderungen der

Bilanzierung wurden bereits ausreichend dargelegt. Im vorliegenden Verfahren wurde die

Kompensation aller unvermeidbaren Eingriffe in Natur und Landschaft nach einem einheitli-

chen Konzept erstellt, das die durch die Anlegung des Rad- und Gehweges hervorgerufenen

Eingriffe funktional vollständig ausgleicht und dennoch die mit der Durchführung der land-

schaftspflegerischen Maßnahmen verbundenen Grundstücksinanspruchnahmen auf ein Min-

destmaß reduziert. Alle insoweit vorgesehenen Maßnahmen sind nach entsprechender Über-

prüfung durch die Planfeststellungsbehörde zwingend erforderlich, die mit dem landschafts-

pflegerischen Kompensationskonzept beabsichtigten Kompensationswirkung zu erfüllen. Dies

gilt insbesondere auch für die Ausgleichsmaßnahmen A 1, A 2, A 3 und die Ersatzmaßnahme

E 1. Denn bei beispielsweise Konflikt 2, bei dem es sich um den Verlust von Biotopstrukturen

mittlerer Bedeutung bzw. Empfindlichkeit wie z. B. Gebüsche, Hecken, jüngere Waldbestände

durch die neuen Verkehrsnebenflächen und durch Versiegelung handelt, erfolgt der überwie-

gende Ausgleich (A 2) wieder auf selbiger Fläche wie der Eingriff. Allerdings erfüllen die neu

hergestellten Waldmäntel noch nicht in gleicher Weise die Biotopfunktion der betroffenen Ge-

hölze und Waldbiotope, so dass zusätzlich Maßnahmen (A 1, teilweise E 1) zugeordnet wer-

den müssen. Insgesamt ergibt sich ein Verhältnis von Eingriff zu Ausgleich von 1:1,3. Ähnlich

verhält es sich bei Konflikt 3; die neuen, durch Anpflanzung oder Sukzession entwickelten

Gehölzflächen erfüllen noch nicht in gleicher Weise die Biotopfunktion der betroffenen reiferen

Waldbiotope. Die Bilanzierung ist deshalb in keinster Weise zu beanstanden. Im Übrigen wird

aufgrund der Verlegung der Ersatzmaßnahmen E 1 und E 3 nicht mehr auf landwirtschaftliche

Flächen zurückgegriffen.

Die Landwirtschaftskammer regt an, den waldrechtlichen und der naturschutzfachliche Aus-

gleich durch eine Maßnahme zusammenzufassen. Dieser Möglichkeit ist der Vorhabenträger

bereits nachgekommen. Als Kompensation für den Waldverlust durch die Anlegung des Rad-

und Gehweges werden waldaufwertende Maßnahmen in unmittelbarer Nähe zum Eingriffsort

zugeordnet. Sofern die Maßnahme eine ökologische Aufwertung bestehender, naturferner
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Waldflächen bewirkt, erfüllt der forstrechtliche Ausgleich auch eine naturschutzrechtliche

Kompensation. In diesem Fall konnte die Zuordnung der Ersatzmaßnahmen reduziert werden.

Im Übrigen wurde die Entwicklung von Säumen und Waldrand auf den Geländemodellierungs-

flächen (Maßnahme A 3) als Wiederherstellung von Wald im forstrechtlichen Sinne gewertet.

Insgesamt erachtet die Planfeststellungsbehörde das hier festgestellte landschaftspflegeri-

sche Konzept als sachgerecht und ausgewogen und hat auch nach Prüfung der Sach- und

Rechtslage keinen Anlass, an der Richtigkeit der dort gemachten Aussagen zu zweifeln. Den

Anregungen der Landwirtschaftskammer kann somit nicht entsprochen werden.

VIII.1.2 Verbandsgemeinde Hagenbach, Ortsgemeinde Scheibenhardt und Ortsge-
meinde Berg

Die Verbandsgemeinde Hagenbach sowie die Ortsgemeinde Scheibenhardt fordern in ihrer

Stellungnahme eine Überquerungshilfe bei Bau-km 5+777.

Eine Überquerungshilfe wird derzeit nicht als erforderlich gehalten. Dennoch hat die Planfest-

stellungsbehörde dem Vorhabenträger aufgegeben, nach Fertigstellung des hier planfestge-

stellten Straßenbauvorhabens auf entsprechende (verkehrsbehördliche) Maßnahmen hinzu-

wirken, soweit sich aufgrund der vorliegenden Maßnahme im genannten Trassenbereich ein

Unfallschwerpunkt entwickeln sollte (vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.8 dieses Be-

schlusses).

Des Weiteren wird die Verlängerung des Radweges gefordert. Dieser Forderung kann nicht

entsprochen werden. Die Verlängerung würde erheblichen zusätzlichen Grunderwerb erfor-

dern und neue Betroffenheiten auslösen. Des Weiteren soll in diesem Bereich künftig eine

Tempo-30 Beschilderung erfolgen, so dass sich die Geschwindigkeiten des motorisierten Ver-

kehrs auf der L 545 dort reduzieren und der Radfahrer in dem Bereich auf der Fahrbahn mit-

geführt werden kann. Eine eventuell folgende verkehrsbehördliche Anordnung ist jedoch au-

ßerhalb des Planfeststellungsverfahren durch die zuständige Straßenverkehrsbehörde zu tref-

fen.

Die Verbandsgemeinde Hagenbach sowie die Ortsgemeinde Berg haben außerdem Beden-

ken hinsichtlich der geplanten Ersatzmaßnahme E 3 geäußert. Hierzu wird auf die Auflagen-

regelung in Kapitel C, Nr. II.19 dieses Beschlusses verwiesen, in welcher die Planfeststel-

lungsbehörde dem Vorhabenträger die Verlegung der Maßnahme (vorrangig ins Ökokonto)

auferlegt hat. Damit ist dieser Einwand gegenstandslos geworden.

VIII.2 Privatbetroffene

Die erhobenen Einwendungen werden aus Datenschutzgründen in anonymisierter Form unter

einer individuell vergebenen Einwendungsnummer abgehandelt. Die Einwender/innen werden

über die ihnen zugeteilte Nummer, unter der ihr Vorbringen behandelt wird, mit der Zustellung

des Planfeststellungsbeschlusses schriftlich benachrichtigt.
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VIII.2.1 Einwender Nrn. 1, 2, 3 und 4:

Die Einwender haben die Inanspruchnahme ihrer Grundstücke abgelehnt. Der Erwerb der

Grundstücke war für die Durchführung der Ersatzmaßnahme E 3 vorgesehen.

Die Planfeststellungsbehörde hat dem Vorhabenträger auferlegt, die vorgesehene Ersatz-

maßnahme (vorrangig ins Ökokonto) zu verlegen (vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. II.19

dieses Beschlusses). Damit entfällt der vorgesehene Erwerb der landwirtschaftlichen Flächen;

die Einwendungen sind gegenstandslos geworden.

VIII.2.2 Einwender Nrn. 5 und 6:

Die Einwender Nrn. 5 und 6 lehnen die geplante Straßenbaumaßnahme und geben an, diese

sei nicht erforderlich.

Die L 545 weist derzeit eine (geringe) Breite von teilweise unter 4,00 m auf. Die Verkehrs-

menge mit knapp 1.300 Kfz/24h und einem Schwerverkehrsanteil von 2 % stellt eine erhebli-

che Gefahr für den Rad- und Fußgängerverkehr dar. Um die dargestellten unzureichenden

Verkehrsverhältnisse zu beseitigen und die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer wesentlich zu

erhöhen, ist die Anlegung des Rad- und Gehweges in jeglicher Weise geboten.

Neben der Verminderung der Beeinträchtigung durch den Kfz-Verkehr kann auch die durch-

gängige Wegeverbindung den Fahrradverkehr fördern und die Erreichbarkeit der ansässigen

öffentlichen Einrichtungen und Freizeitanlagen erheblich verbessern.

Der Ausbau der L 545 durch die Anlegung des Rad- und Gehweges trägt also nicht nur zu

einer optischen und räumlichen Trennung des nicht motorisierten Verkehrs vom motorisierten

Verkehr bei, sondern verbessert deutlich die Attraktivität und Sicherheit für Radfahrer, Skater

und auch Fußgänger.

Die angezweifelte Notwendigkeit der Asphaltierung ergibt sich vor allem aus der Verkehrssi-

cherheit. Eine verkehrsentflechtende Funktion kann nur dann erfüllt werden, wenn sie von dem

infrage kommenden Personenkreis, insbesondere vom Radfahrer und Fußgänger, voll ange-

nommen werden. Dies setzt voraus, dass der Weg in einem Zustand gebaut und unterhalten

wird, der ihre Benutzung gegenüber der Straßenbenutzung auch bei ungünstiger Witterung,

insbesondere vom Radfahrer, nicht erschwert. Darüber hinaus muss im Interesse der Ver-

kehrssicherheit (vor allem der Radfahrer) an die Oberflächenbeschaffenheit und Ebenheit sol-

cher Wege eine entsprechende Grundlage bzw. Befestigung gestellt werden. Zudem darf nicht

außer Acht gelassen werden, dass leicht- oder unbefestigte Wege witterungsbedingt und/oder

infolge Beanspruchung auch durch motorisierten Verkehr oder durch Reitpferde schneller und

leichter Schaden (Spurrillen, Unebenheiten, Schlaglöcher und Pfützen) als befestigte Wege

nehmen und werden folglich häufig vom Radfahrer und Fußgänger gemieden. Im Interesse

der Verkehrsentflechtung und damit im Interesse der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs

sowie im Interesse der Wegebenutzer ist daher, nicht zuletzt auch aus Gründen der Wirtschaft-

lichkeit, dieser Weg angemessen zu befestigen.
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Die für das Vorliegen einer hinreichenden Planrechtfertigung dargelegten Gründe vermögen

nach Ansicht der Planfeststellungsbehörde auch ein ausreichendes Allgemeinwohlinteresse

an der Realisierung des Straßenbauvorhabens zu belegen. Abschließend wird auf Kapitel E,

Nr. IV dieses Planfeststellungsbeschlusses verwiesen.

Die Einwendungen werden aus den dargelegten Gründen zurückgewiesen.

VIII.3 Anerkannte Vereinigung - Bund für Naturschutz Deutschland, Landesverband Rhein-

land-Pfalz e.V.

In seiner Stellungnahme sieht der Bund für Umwelt und Naturschutz den Verlauf des Weges

innerhalb des Naturschutzgroßprojektes „Bienwald“ kritisch.

Der geplante Rad- und Gehweg steht im Einklang mit dem im festgestellten Erläuterungsbe-

richt und auch von der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd zitierten Zielvorgaben des

Naturschutzgroßprojektes Bienwald. Der Pflege- und Entwicklungsplan weist ausdrücklich als

Entwicklungsziel den Bau eines Radweges entlang der L 545 von Scheibenhardt über die

Bienwaldmühle nach Steinfeld aus. Die vorliegende Planung erfolgt somit in Erfüllung des

Planungsauftrages des Naturschutzgroßprojektes „Bienwald“.

Des Weiteren wird vom BUND die Rodung des Waldrandes bemängelt.

Der Vorhabenträger hat diesen naturschutzfachlichen (als auch forstwirtschaftlichen) Konflikt

als erheblichen Eingriff gewertet und in Abstimmung mit der Oberen Naturschutzbehörde ent-

sprechende Kompensationsmaßnahmen erarbeitet und festgelegt. Darunter fällt auch der

adäquate Ausgleich der Versiegelung. Die angeregte Anlage von Trittsteinbiotopen im nördli-

chen Bienwald war mangels zur Verfügung stehenden Flächen nicht möglich. Im Übrigen

wurde aufgrund der Einwendungslage eine (weitere) Verringerung des Querschnittes vorge-

nommen, sodass der Eingriff auf das absolute Mindestmaß reduziert wurde. Die für den Bau

des Rad- und Gehweges erforderlichen Flächen liegen bereits überwiegend im Eigentum der

Straßenbaubehörde.

Dem Hinweis auf das Risiko von Windwurf und Sonnenbrand ist zu entgegnen, dass dieses

Risiko auch bereits derzeit, insbesondere mit Blick auf die Verkehrssicherungspflicht besteht.

In den Planunterlagen wurde ausreichend und nachvollziehbar dargelegt, inwieweit Maßnah-

men zur Sicherheit des Verkehrs notwendig werden. Diese Maßnahmen sind fester Bestand-

teil der hiermit festgestellten Straßenbaumaßnahme.

Der BUND moniert zudem, dass alternative Strecken vorhanden seien, wie beispielsweise die

Verlegung des Rad- und Gehweges auf die Südseite der L 545.

Der Vorhabenträger hat die angebrachten Alternativen nochmals überprüft und nachvollzieh-

bar dargelegt, aus welchen Gründen diese nicht weiter zu verfolgen waren.

Während der Planung des Rad- und Gehweges wurde bereits untersucht, ob eine Linienfüh-

rung über bestehende (Forst-) Wege möglich wäre. Dies war aus forstwirtschaftlichen und

landschaftspflegerischen Gründen nicht geeignet, den Vorgaben an eine verkehrssichere
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Radwegeverbindung gerecht zu werden. Die Anlegung des Rad- und Gehweges unmittelbar

an der L 545 auf (größtenteils) Flächen des Straßenbaulastträgers läuft den Erhaltungszielen

der Schutzgebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet, EU-Vogelschutzgebiet)

nicht zuwider bzw. beeinträchtigt diese gering. Auf der Grundlage detaillierter Erhebungen zur

Biotopstruktur und dem Vorkommen von holzbewohnenden Käfern, Tagfaltern, Amphibien,

Vögeln und Fledermäusen wurde anschließend untersucht, auf welcher Seite der L 545 das

Vorhaben zu geringeren Eingriffen führt. Dabei durfte jedoch nicht außer Acht gelassen wer-

den, dass aus Verkehrssicherheitsgründen Seitenwechsel der Trasse unbedingt zu vermeiden

sind.

Durch die Anlegung des Radweges auf nördlicher Seite der L 545 können die höherwertigen

Grünlandbestände und die Birkenreihe in der Bruchbach-Niederung, die potenziellen Quar-

tiers- und Höhlenbäume sowie Altbäume für holzbewohnende Käfer erhalten bleiben. Außer-

dem werden Konflikte mit dem auf südlicher Seite befindlichen Naturschutzgebiet „Lauternie-

derung“ vermieden und weniger Biotope beeinträchtigt, die als wertstellende Lebensraumty-

pen des FFH-Gebietes in Betracht kommen. Dazu zählt vor allem der Lebensraumtyp „Magere

Flachland-Mähwiese“ (LRT 6510), der mit der Anlegung des Rad- und Gehweges auf südli-

cher Seite der L 545 erheblich betroffen wäre.

Eine Sperrung der L 545 für den Durchgangsverkehr an Wochenenden, so wie es der BUND

vorschlägt, ist aus rechtlicher Sicht nicht möglich. Die L 545 ist als Landesstraße mit Verkehrs-

bzw. Netzfunktion für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, Fahrrädern, Fußgängern mit Wid-

mungsverfügung entsprechend gewidmet. Eine Beschränkung nach subjektiven Gesichts-

punkten (z. B. nur für Fahrräder oder nur an Wochentagen zulässig) ist mit der öffentlich-

rechtlichen Zweckbestimmung einer Straße grundsätzlich nicht vereinbar. Dazu bedarf es ob-

jektiver Ausschlusskriterien die eine öffentliche Widmung in ihrer Zweckbestimmung auf be-

stimmte Benutzerkreise oder Benutzerzwecke weiter beschränken kann. Diese Voraussetzun-

gen liegen im vorliegenden Bereich bzw. Verfahren nicht vor. Im Übrigen wäre eine solche

Sperrung und die damit verkehrsbehördliche Anordnung von der zuständigen Straßenver-

kehrsbehörde, nicht von der Planfeststellungsbehörde zu erlassen.

Insgesamt stellt die Planfeststellungsbehörde fest, dass unter Abwägung der naturschutzfach-

lichen, verkehrstechnischen und wirtschaftlichen Belange sowie im Hinblick auf die Verkehrs-

sicherheit aller Verkehrsteilnehmer die Anlegung des Rad- und Gehweges auf nördlicher Seite

der L 545 die Vorzugsvariante darstellt. Unter Berücksichtigung aller planungsrelevanten Ge-

sichtspunkten ist nicht ersichtlich, dass sich eine andere Ausführungsvariante demgegenüber

als vorzugswürdig „aufdrängen“ würde. Dies gilt für die Variante, den Rad- und Gehweg auf

der Südseite der L 545 anzulegen, wie auch für alle sonstigen Varianten. Mithin erweist sich

die Planungskonzeption des Vorhabenträgers als abwägungsfehlerfrei. Dies gilt nicht nur für

die Trassenwahl als solche, sondern auch für die konkrete Linienführung der hier festgestell-

ten Trassenvariante. Die festgestellte Trassenführung fügt sich in die topographischen Gege-

benheiten ein, berücksichtigt räumliche Zwangspunkte und hält dabei die Auswirkungen auf

die Flächennutzung sowie Natur und Landschaft so gering wie möglich.
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Des Weiteren ist festzuhalten, dass alle vorgesehenen Maßnahmen nach entsprechender

Überprüfung durch die Planfeststellungsbehörde erforderlich sind, die mit dem landschafts-

pflegerischen Ausgleichs- und Kompensationskonzept verfolgten Zielsetzungen zu erfüllen.

Die vorgesehenen Flächen sind auf Grund ihrer Lage, ihrer Beschaffenheit und ihres Zustan-

des in jedem Einzelfall auch geeignet, die Wirksamkeit der dort vorgesehenen Maßnahmen

zu gewährleisten. Die vorgesehenen landschaftspflegerischen Maßnahmen sind konkret er-

forderlich, um die durch den Bau des Rad- und Gehweges an der L 545 verursachten Eingriffe

in Natur und Landschaft zu kompensieren. Das vorliegende Konzept gewährleistet, dass die

vorhabenbedingten Eingriffe nicht zu erheblichen Nachteilen für den Naturhaushalt führen und

das Landschaftsbild entsprechend wiederhergestellt wird. Die Belange des Naturschutzes und

der Landschaftspflege wurden mit der ihnen zukommenden Gewichtung in der Planung be-

rücksichtigt. Die mit der Straßenplanung verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft wer-

den durch die vorgesehenen landespflegerischen Maßnahmen vollständig kompensiert. Damit

wird den Vorgaben des BNatSchG und des LNatSchG in vollem Umfang entsprochen.

Den Anregungen und Forderungen des BUND kann aus den dargelegten Gründen nicht ent-

sprochen werden.

IX. Erläuterungen zur Erforderlichkeit der in den Kapiteln B und C erlassenen Neben-
bestimmungen

Die in den Kapiteln B und C angeordneten Nebenbestimmungen sind zulässig, da sie sicher-

stellen, dass die beantragte straßenrechtliche Planung gemäß § 5 LStrG im Einklang mit den

einschlägigen gesetzlichen Regelungen des Planfeststellungsrechts, des Naturschutzrechts,

des Immissionsschutzrechts, des Wasserrechts, des Forstrechts und anderer zu beachtender

fachrechtlicher Bestimmungen und unter Wahrung schutzwürdiger Belange und Rechte Dritter

festgestellt werden kann.

X. Gesamtabwägung der Planfeststellungsbehörde

Die vorliegende Planung ist von einem überwiegenden öffentlichen Interesse getragen. Ihr

stehen weder Planungsleitsätze noch sonstige in der Abwägung unüberwindliche gegenläu-

fige private oder öffentliche Belange entgegen. Die festgestellte Planung erweist sich auch im

Hinblick auf die in die Abwägung einzustellenden öffentlichen und privaten Belange als abwä-

gungsfehlerfrei. Für den Ausbau der L 545 durch Bau eines Rad- und Gehweges zwischen

Steinfeld und Bienwaldmühle besteht ein besonderes öffentliches Interesse.

Die Planung für das Vorhaben genügt den natur- und umweltschutzrechtlichen Anforderun-

gen. Entsprechend den Regelungen des UVPG erfolgte die Durchführung einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung. Dabei sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt umfassend

ermittelt, beschrieben und bewertet worden.

Der durch die Realisierung des Vorhabens erfolgende Eingriff in Natur und Landschaft be-

schränkt sich auf den unbedingt erforderlichen Umfang. Der Eingriff wird nach Maßgabe des
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Fachbeitrages Naturschutz durch geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert.

Durch ein Vermeidungs- und Kompensationskonzept sowie die im vorliegenden Planfeststel-

lungsbeschluss angeordneten Nebenbestimmungen wird zudem gewährleistet, dass die im

Vorhabengebiet befindlichen besonders geschützten Arten nicht beeinträchtigt werden bzw.

bei den Arten, bei den die Erfüllung von Verbotstatbeständen nicht sicher auszuschließen ist,

die Verbote im Wege der Ausnahmezulassung überwunden werden können. Erhebliche Be-

einträchtigungen von Natura-2000 Gebieten sind auszuschließen.

Unter dem Gesichtspunkt des Verkehrslärmschutzes besteht keine Notwendigkeit, dem Vor-

habenträger die Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen aufzugeben. Es sind keine nega-

tiven Auswirkungen, bei denen nach den einschlägigen immissionsrechtlichen Bestimmungen

Lärmschutzmaßnahmen anzuordnen wären, zu erwarten. Die von der Straßenplanung aus-

gehenden Belastungen mit Luftschadstoffen erweisen sich ebenfalls als unbedenklich.

Die Entwässerungskonzeption entspricht den wasserwirtschaftlichen Anforderungen. Nega-

tive Auswirkungen auf das Grundwasser und auf Oberflächengewässer sind bei der vorgese-

henen Entwässerung ausgeschlossen.

Bei einer Gesamtbetrachtung der Wirkungen der Maßnahme ist der hiermit verfolgte Zweck

der Erhöhung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs gegenüber den Belangen des Na-

turschutzes, des Wasserhaushaltes und des Lärmschutzes wegen der nach Durchführung von

Vermeidungs-, Sicherungs-, Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen verbleibenden allenfalls gering-

fügigen Beeinträchtigung dieser Belange vorrangig. Die Abwägung der durch das Gesamtvor-

haben berührten öffentlichen und privaten Belange führt deshalb zum Ergebnis, dass die Vo-

raussetzungen für die Planfeststellung des Ausbaus des Rad- und Gehweges an der L 545

zwischen Steinfeld und Bienwaldmühle vorliegen.

Die Planfeststellungsbehörde gelangt daher zu der Bewertung, dass der Ausbau der L 545

durch Bau eines Rad- und Gehweges an der L 545 zwischen Steinfeld und Bienwaldmühle

entsprechend dem modifizierten Planfeststellungsantrages der zuständigen Straßenbaube-

hörde zulässigerweise realisierbar ist.
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I. Allgemeine Hinweise

1. Zuständige Straßenbaubehörde ist der Landesbetrieb Mobilität Landesbetrieb Mobi-

lität Speyer, St. Guido-Str. 17, 67346 Speyer.

2. Zuständige obere Wasserbehörde, wasserwirtschaftliche Fachbehörde, obere Natur-

schutzbehörde und Enteignungsbehörde ist die Struktur- und Genehmigungsdirek-

tion Süd.

3. Zuständige Behörde für die Ausführung des Gesetzes zum Schutz des Bodens

(BBodSchG) sowie des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG) ist der Landesbe-

trieb Mobilität Rheinland-Pfalz.

4. Die straßengesetzlichen Voraussetzungen im Sinne von Kapitel B, Nr. 9 ergeben sich

aus § 39 LStrG, § 8 a Abs. 4 FStrG.

II. Hinweis auf Auslegung und Zustellung

Der Planfeststellungsbeschluss (Beschlusstext ohne zugehörige Planunterlagen) wird den Be-

teiligten, über deren Einwendungen entschieden worden ist, zugestellt.

Weitere Ausfertigungen dieses Beschlusses und die in Kapitel A, Nrn. X, XI und XII genannten

Unterlagen werden darüber hinaus nach vorheriger ortsüblicher Bekanntmachung bei den

Verbandsgemeindeverwaltungen Hagenbach und Bad Bergzabern sowie bei der Stadtverwal-

tung Wörth am Rhein zwei Wochen lang zur Einsichtnahme ausgelegt. Mit dem Ende der

Auslegung gilt der Planfeststellungsbeschluss gegenüber denjenigen Betroffenen, die keine

Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. Hierauf ist in der ortsüblichen Bekanntmachung

ausdrücklich hinzuweisen.

Die in der nachfolgenden Rechtsbehelfsbelehrung genannte Frist zur Klageerhebung wird im

Falle des obigen Absatzes 1 mit der unmittelbaren Zustellung, im Falle des Absatzes 2 mit

dem Ende der Auslegungsfrist in Lauf gesetzt.
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